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Rheinland-Pfalz ist ein weltoffenes Land, das
Zuwanderung braucht. Wir wollen, dass alle
Menschen, die hier leben, sich diesem Land
verbunden fühlen - mit welchem kulturellen
Hintergrund auch immer. Wir wollen kulturelle Viel-
falt, und wir nehmen sie ernst. Vielfalt bedeutet Chance
und Bereicherung, sie ist ein Zugewinn an Potenzialen,
stellt uns alle aber auch vor Herausforderungen.

Wir stehen dafür ein, dass alle Menschen in Rhein-
land-Pfalz sich beteiligen können an der Gestal-
tung der Zukunft unseres Landes. Dabei orientieren
wir uns an Grundsätzen und Zielen, die wir gemeinsam
mit den Partnerinnen und Partnern der Integrationsar-
beit erarbeitet haben. Integration ist schon lange Alltag
und eine Selbstverständlichkeit geworden, bedarf aber
immer neuer Gestaltung in Reaktion auf die veränder-
ten Verhältnisse.

Wir wollen der kulturellen Vielfalt mehr Raum
geben und zugleich darauf hinwirken, Gemein-
samkeiten - als Basis für unser friedliches Zu-
sammenleben - zu verstärken. Zur Basis des fried-
lichen Zusammenlebens gehören vor allem die Werte
der demokratischen Verfassung, die Grundfreiheiten,
das staatliche Gewaltmonopol, das Gebot der Toleranz
gegenüber anderen Meinungen und religiösen Bekennt-
nissen sowie der Grundsatz der Gleichbehandlung der
Menschen, unabhängig von Geschlecht, Rasse oder
ethnischer Herkunft, Religion oder Weltanschauung,
Behinderung und Alter.

Integration umfasst heute alle Bereiche des täg-
lichen Lebens: Bildung, Arbeit, soziale Sicherheit,
Familie, Gesundheit, Kultur, Recht und Ökologie.
Und dementsprechend muss Integrationspolitik alle
Gesellschaftsbereiche, alle Ressorts und alle Gesetze
durchdringen. Sie braucht ein Konzept, sie braucht ein
bestimmtes Ziel.

Die gleichberechtigte Teilhabe von Migrantinnen
und Migranten an allen Bereichen des gesell-
schaftlichen Lebens ist das vorrangige Ziel unse-
rer Integrationspolitik. Das vorliegende Konzept fasst
alle Maßnahmen der Landesregierung zur gleichberech-
tigten Teilhabe der Migrantinnen und Migranten in
unserem Land zusammen, es intensiviert sie und ent-
wickelt sie weiter. Das Konzept ist Leitlinie der Integra-
tionspolitik der Landesregierung in der Legislatur-
periode bis 2011.

Es ist uns wichtig, die Erfahrungen aller Beteilig-
ten in die Erarbeitung des Konzepts mit einzube-
ziehen. Und es ist uns genauso wichtig, das
Konzept auch gemeinsam mit allen Beteiligten
umzusetzen. Deshalb streben wir an, mit den Kommu-
nen und den beteiligten Partnerinnen und Partnern der
Integrationsarbeit tragfähige Ansätze bis hin zu Zielver-
einbarungen zu erarbeiten und deren Umsetzung auch
durch eine entsprechende Förderpolitik zu unterstützen.
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Ministerin für Arbeit, Soziales,
Gesundheit, Familie und Frauen
des Landes Rheinland-Pfalz

Maria Weber
Beauftragte der Landesregierung
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Zu den unabdingbaren Voraussetzungen gelingender
Integration gehört ein Klima der Toleranz, Akzep-
tanz, Achtung und gegenseitigen Wertschätzung.
Dabei hat die Politik die Aufgabe, die Rahmenbedin-
gungen für ein solches Klima in unserer Gesellschaft zu
schaffen, d.h. ein Miteinander zu fördern, das Missver-
ständnisse aufklärt, Konflikte vermeidet, Ausschreitun-
gen verhindert und den sozialen Frieden sichert. Die
Landesregierung wird deshalb weiterhin aktiv gegen
jede Form von Extremismus, Rassismus und Antisemi-
tismus auftreten, zum Beispiel durch Verfassungsschutz
und Polizei, durch Informationsveranstaltungen für
junge Menschen oder das Aussteigerprogramm
„(R)Auswege“. Extremismus, Rassismus und Antisemi-
tismus haben auch in Zukunft keinen Platz bei uns,
genauso wenig wie jede Form von Diskriminierung in
unserem alltäglichen Miteinander.

Das alles reicht aber nicht aus, denn unser Miteinan-
der wird heute, nach den Terroranschlägen vom
11. September 2001, durch die veränderte Sicher-
heitslage, durch den internationalen Terrorismus
bedroht. Aufgeschreckt durch verheerende Anschläge
sowie extreme islamistische Gruppen auch in unserem
Land sind viele Menschen verunsichert, fühlen sich ge-
fährdet und begegnen Migrantinnen und Migranten mit
Angst und Argwohn.

In Deutschland leben zurzeit etwa drei Millionen Mus-
lime, in Rheinland-Pfalz etwa 100.000. An den rhein-
land-pfälzischen allgemein bildenden Schulen gibt es
rund 28.000 muslimische Schülerinnen und Schüler. Der
Islam ist heute die drittstärkste Religionsgemeinschaft.
Gemeinsam mit allen friedliebenden Muslimen
verurteilen wir Terror und Gewalt aufs Schärfste.
Gemeinsam mit ihnen ist es uns wichtig, unseren
Dialog in dieser Situation zu verstärken. Wir brau-
chen neue Formen der Kommunikation, des Ringens um
ein gutes Miteinander, in den Kommunen, den Ländern
und auf Bundesebene.

Migration und Integration betreffen alle Men-
schen in Rheinland-Pfalz, unabhängig von der sozia-
len Herkunft, der kulturellen Zugehörigkeit, dem Vor-
handensein von eigenen Migrationserfahrungen, dem
Wohnort und der Region, der Religionszugehörigkeit
und der Alltagssprache. In der globalisierten Welt ist die
gegenseitige Abhängigkeit unausweichlich. Daher be-
zieht sich dieses Konzept nicht allein auf Menschen mit
Migrationshintergrund, sondern auf alle Menschen in
Rheinland-Pfalz. Von allen Beteiligten sind dabei An-
strengungen im Integrationsprozess einzufordern, sie

Zuwanderung und Integration waren und sind
dauerhafte Prozesse. Schon immer kamen Menschen
aus verschiedenen Gründen und mit den unterschied-
lichen Hoffnungen und Erwartungen in dieses Land,
und dies wird auch in Zukunft so sein. Integration ge-
hört damit weiterhin zu den wichtigsten Aufgaben der
Zukunft. Integration ist gesellschaftlich und politisch zu
gestalten.

Integration ist Gewinn. Migration und Integration
stellen die aufnehmende Gesellschaft einerseits vor
Herausforderungen, andererseits müssen ihre Vorteile
und Chancen verstärkt wahrgenommen werden. Das
gilt vor allem auch für die Betriebe und Unternehmen
unseres Landes, für die die Potenziale der Menschen
mit Migrationsgeschichte gerade aufgrund unserer
Exportquote von rund 47 Prozent immer wichtiger
werden. In einer zunehmend international agierenden
Wirtschaft mit Geschäftskontakten oder Unternehmens-
anteilen im Ausland können und müssen wir die
Sprachkenntnisse und interkulturellen Potenziale von
Migrantinnen und Migranten - von Führungs- und von
Fachkräften - in Zukunft deutlich stärker nutzen.

Migrantinnen und Migranten haben seit jeher dazu bei-
getragen, die Leistungsfähigkeit unserer Wirtschaft zu
erhalten und zu steigern. Angesichts der demografi-
schen Entwicklung kommt es jetzt allerdings verstärkt
darauf an, ihre Potenziale zu erschließen. Integration
zielt darauf, dass Zugewanderte und Einheimische von-
einander profitieren. Sie ist heute in Gesellschaft, Wirt-
schaft und Politik mit Chancen verbunden, die weder
die Zugewanderten noch die so genannte Aufnahmege-
sellschaft sich leisten können auszuschlagen.

Gleichberechtigte Teilhabe und eine Intensivie-
rung des Dialogs sind die übergeordneten Ziele,
an denen sich das Konzept orientiert. Um diese
Ziele zu erreichen, werden wir Menschen mit Migra-
tionshintergrund von der Elementarerziehung über die
Erlangung von qualifizierten Schulabschlüssen bis hin
zur Hochschulqualifikation fördern. Wir werden für die
nachholende Qualifikation derjenigen sorgen, die
bereits länger im Land leben, und den Umbau der Infra-
strukturen hin zur interkulturellen Öffnung vorantrei-
ben. In allen Bereichen des täglichen Lebens wie
Bildung, Arbeit, soziale Sicherheit, Familie, Ge-
sundheit, Kultur, Rechtspflege und Verwaltung
wollen wir die gleichberechtigte Teilhabe von Migran-
tinnen und Migranten erreichen.

1 Ziele der Integrationspolitik
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müssen durch praktikable Angebote und klare Signale
flankiert werden.

Den Kommunen fällt bei der Integration eine ganz
besondere Rolle zu, denn Integration geschieht vor
Ort, auf kommunaler Ebene. Dort muss das Zusammen-
leben, die Integration gelingen. Die Landesregierung
wird die Kommunen deshalb bei ihrer verantwortungs-
vollen Aufgabe in Zukunft verstärkt unterstützen.

Das Integrationskonzept zielt vor allem auf die
Gestaltung des Prozesses der dauerhaften Migra-
tion und Integration. Zu den Zielgruppen dieses
Konzeptes gehören in der Hauptsache Personen
mit Migrationshintergrund, die mit dauerhafter
Perspektive in Rheinland-Pfalz leben. Migration
ist jedoch ein fließender Prozess: Zwischen einem ur-
sprünglich als temporär geplanten Aufenthalt und einer
dauerhaften Perspektive gibt es viele Übergänge. So
kann ein kurzer Aufenthalt in einen längeren einmün-
den und dieser wiederum in einen Daueraufenthalt.
Das Bestehen einer solchen Option schließt deshalb
Menschen mit temporärem Aufenthalt unter bestimm-
ten Bedingungen in dieses Konzept mit ein. Für einige
Gruppen von Migrantinnen und Migranten ohne gegen-
wärtig dauerhafte Aufenthaltsperspektive gibt es
besondere rechtliche Rahmenbedingungen, die eine
Betreuung und Beratung durch die Fachdienste für
Migration und Integration notwendig machen und
rechtfertigen. Davon ausgenommen sind allerdings die
Fälle, bei denen der Übergang von einem temporären
Aufenthalt in einen dauerhaften Aufenthalt gesetzlich
ausgeschlossen ist. In diesen Fällen führt nur der spä-
tere Aufenthaltszweckwechsel - wie z. B. die Eheschlie-
ßung - zu einer dauerhaften Aufenthaltsperspektive.

Integration ist nicht als ein Zustand, sondern als
ein Vorgang zu verstehen. Sie prägt heute längst
den Alltag der Menschen und ist gekennzeichnet
durch:

� Wechselseitigkeit: Einheimische und Menschen mit
Migrationshintergrund befinden sich gemeinsam in
einem Integrationsprozess, das heißt: es geht nicht
um einseitige Anpassung (Assimilation), sondern
darum, dass alle Beteiligten für die Gestaltung des
Integrationsprozesses Verantwortung tragen und
sich den erforderlichen Anstrengungen unterziehen
müssen,

� Anpassungserfordernisse für alle Beteiligten und
die institutionellen Ebenen,

� Gestaltbarkeit auf individueller, gruppenspezifischer
und politischer Ebene,

� Dauerhaftigkeit und Unumkehrbarkeit
über Generationen hinweg.

Die Integrationspolitik der Landesregierung zielt
vor diesem Hintergrund:

� auf die gleichberechtigte Teilhabe an den
Ressourcen und Angeboten im Rahmen der gesetz-
lichen Regelungen,

� auf eine Intensivierung des gesellschaftlichen
Dialogs zwischen allen Beteiligten,

� auf die Partizipation, das heißt die Mitwirkung der
Betroffenen und ihrer Interessenvertretungen, um
deren besondere Erfahrungen und Kenntnisse bei
integrationspolitischen Entscheidungen, bei der Ent-
wicklung und Umsetzung von Maßnahmen, Projekten
und Programmen mit einbeziehen zu können,

� auf die Unterstützung und Förderung von Selbstor-
ganisation und Selbsthilfe, von Verantwortungs-
bereitschaft und zivilgesellschaftlichem
Engagement in Politik und Gesellschaft,

� auf die Anerkennung von Verpflichtungen durch
alle Beteiligten.

Integrationspolitik hat auf diese Weise nicht nur die
Aufgabe, sondern vor allem auch die Möglichkeit, den
sozialen Frieden zwischen Einheimischen und Men-
schen mit Migrationshintergrund zu sichern.

Integrationspolitik braucht hinreichende statisti-
sche Informationen. Rheinland-Pfalz erstellt deshalb
alle zwei Jahre einen Zuwanderungs- und Integrations-
bericht. Er enthält die verfügbaren Daten zu Migration
und Integration in Rheinland-Pfalz, erläutert den recht-
lichen Rahmen und dokumentiert die Programme und
Initiativen der Landesregierung. Es zeigt sich indessen,
dass die statistische Datenlage in vielen Bereichen noch
unzureichend ist. Sie zu verbessern ist deshalb ein
wichtiges Ziel.
Die Landesregierung verfolgt seit vielen Jahren und mit
Nachdruck die Ziele ihrer Integrationspolitik. Beleg für
die Kontinuität in diesem Politikfeld ist unter ande-
rem der im November 2007 stattfindende 20. Jahrestag
der Einrichtung des Amtes der Beauftragten der Lan-
desregierung für Migration und Integration (vormals
Landesbeauftragte für Ausländerfragen) und ihres
Arbeitsstabs. Mit dieser institutionalisierten Struktur
wurde die Grundlage für die Entwicklung der wesent-
lichen Instrumente gelegt, mit deren Hilfe Integra-
tionspolitik gestaltet wird.
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Modellmaßnahmen und Pilotprojekten, sei es bei der
Umsetzung konkreter Programme in die Praxis -
verstärkt öffentliche Anerkennung zukommen.

Die Mitgestaltung der rechtlichen Rahmenbedin-
gungen für Migration und Integration wird für die
Landesregierung - wie bisher - ein wichtiges
Thema sein. Hier gilt es, eine Vielzahl unterschiedlicher
Aufgabenstellungen und Herausforderungen zu be-
wältigen. Der rechtliche Rahmen hat einschneidende
Auswirkungen auf die jeweilige Lebensplanung der
Menschen mit Migrationshintergrund, gerade dann,
wenn sie noch keine dauerhafte Aufenthaltsperspektive
besitzen. Die Landesregierung setzt sich auf Bundes-
ebene dafür ein, dass die rechtlichen Rahmenbedingun-
gen so weiterentwickelt werden, dass sie ihren inte-
grationspolitischen Grundsätzen entsprechen und einer
erfolgreichen Integration zuträglich sind. Die Landesre-
gierung unterstützt die Weiterentwicklung des euro-
päischen Rahmens für eine gemeinsame Migrations-,
Flüchtlings-, Integrations- und Antidiskriminierungs-
politik.

Diskriminierung wegen ethnischer Herkunft findet
auch in Deutschland statt. Menschen mit Migrations-
hintergrund, insbesondere aus dem nichteuropäischen
Raum, begegnen immer noch Vorurteilen und Vorbehal-
ten. Hier bietet das auf insgesamt vier europäische
Richtlinien zurückgehende Allgemeine Gleichbehand-
lungsgesetz (AGG), das im August 2006 in Kraft getre-
ten ist, zusätzlich zu den bisherigen Regelungen Schutz
vor Diskriminierung im Beruf und Alltag.

Dieses Integrationskonzept ist nicht abschließend,
denn Integrationspolitik muss ständig fortent-
wickelt werden. Mit der Vorlage des Konzepts ist ein
wichtiger Schritt getan, aber der Integrationsprozess
geht weiter und bringt immer wieder neue Herausfor-
derungen, die neue Anpassungen, Entscheidungen und
Maßnahmen erforderlich machen. In diesem Sinne ist
auch das vorliegende Konzept nicht abschließend. Es ist
ein offenes und flexibles Instrument der Gestaltung des
Integrationsprozesses, das Änderungen nicht nur ver-
trägt, sondern geradezu erforderlich macht.

Diese sind:

� die im Zweijahresrhythmus erfolgende Berichterstat-
tung, die in Form des Zuwanderungs- und Integra-
tionsberichts der Landesregierung die Transparenz
sichert,

� die Beratung der Landesregierung durch den
Landesbeirat für Migration und Integration, der seine
Arbeit im Januar 2007 aufgenommen hat und der die
im Jahr 2002 begonnene Arbeit der Rheinland-Pfäl-
zischen Initiative für Integration fortsetzt. Der Lan-
desbeirat gewährleistet Beteiligung, Austausch und
Mitwirkung,

� die intensive Informations- und Aufklärungsar-
beit, die durch die weitere Entwicklung und Veröf-
fentlichung von Broschüren fortgesetzt wird,

� die bewährten Strukturen des Dialogs durch die
Veranstaltung von Foren und Fachtagungen, Kon-
ferenzen und Besuchen vor Ort, die Schwerpunkt
bleiben. Neue Formen treten hinzu, wie ein regel-
mäßiges Gipfelgespräch mit den Kommunen,

� die Initiierung von Studien und Expertisen, die auch
weiterhin die Nutzung wissenschaftlicher Er-
kenntnisse sichern wird,

� die Instrumente der finanziellen Förderung, die
die ihr zugrunde liegenden Entscheidungskriterien
einer Prüfung unterziehen und sie gegebenenfalls an
neue Anforderungen anpassen wird,

� die Beratungsarbeit, die sich als Angebot nicht nur
an Betroffene richtet, sondern vor allem die Multipli-
katorinnen und Multiplikatoren in den Institutio-
nen und den Nichtregierungsorganisationen in den
Blick nimmt. Sie bleibt eine der wichtigsten Informa-
tionsquellen für politischen Handlungsbedarf, für Pro-
blemanzeigen, aber auch für gelungene Arbeitsan-
sätze,

� die Kooperationen - z. B. bei Projekten, durch die
konstruktive Zusammenarbeit in Gremien und durch
Netzwerke. Sie helfen auch künftig den Dialog im
Sinne des Verständnisses von Integration als Quer-
schnitts- und Gemeinschaftsaufgabe fortzusetzen und
zu unterstützen.

Mit dem für 2008 ausgelobten „Preis für vorbild-
liches interkulturelles Miteinander“ wird das
Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Familie
und Frauen vorbildliche Projekte und innovative Ideen
aus dem Handlungsfeld Migration und Integration aus-
zeichnen. Denn bei aller Notwendigkeit, Schwierig-
keiten im Integrationsprozess zu erkennen und bedarfs-
gemäß zu reagieren, soll den Erfolgen - sei es im Rah-
men der Verstetigung und Institutionalisierung von
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In Rheinland-Pfalz leben etwa 688.000 Menschen
mit Migrationshintergrund, knapp 300.000 von
ihnen mit ausländischer Staatsangehörigkeit.
Damit haben knapp 17 Prozent der Gesamtbevölkerung
unseres Landes Migrationshintergrund, wobei der An-
teil innerhalb der nachwachsenden Generation höher
ist: In der Gruppe der unter 30-Jährigen beträgt er fast
19 Prozent, in den jüngeren Altersgruppen liegt er noch
höher. Während der Anteil der Menschen mit Migra-
tionshintergrund in den ländlichen Regionen meist
gering ist, liegt er in den Ballungszentren entlang der
Rheinschiene weit über dem Durchschnitt - in Mainz
und Koblenz bei etwa 30 Prozent und in Ludwigshafen
bei rund 40 Prozent. Diese Zahlen belegen: Das Zu-
sammenleben mit Migrantinnen und Migranten, ihre
Integration in unsere Gesellschaft, ist im Alltag der
Menschen angekommen.

Gemäß der Definition des Mikrozensus 2005, bei dem
zum ersten Mal die Personengruppen der Menschen mit
Migrationshintergrund einbezogen wurde, zählt das
Statistische Bundesamt zur Gruppe der Menschen mit
Migrationshintergrund „alle nach 1949 auf das heutige
Gebiet der Bundesrepublik Deutschland Zugewanderten
sowie alle in Deutschland Geborenen mit zumindest
einem zugewanderten oder als Ausländer in Deutsch-
land geborenen Elternteil“.

Nach dieser Definition lebten in Rheinland-Pfalz 2005
etwa 688.000 Personen (16,9 %) „mit Migrationshin-
tergrund im engeren Sinn”.

Diese sind:

� Ausländerinnen und Ausländer in Rheinland-Pfalz, die
(nach 1950) selbst nach Deutschland zugewandert
sind (Ausländer der so genannten 1. Generation),

� Ausländerinnen und Ausländer ohne eigene Migra-
tionserfahrung; dies sind die in Deutschland gebore-
nen Nachkommen ausländischer Zugewanderter
(Ausländer der so genannten 2. oder 3. Generation),

� Deutsche mit eigener Migrationserfahrung, hierzu
zählen die (nach 1950) nach Deutschland zugewan-
derten Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler,
Flüchtlinge und Vertriebene mit deutscher Staatsan-
gehörigkeit, eingebürgerte Spätaussiedlerinnen und
Spätaussiedler sowie eingebürgerte frühere Auslän-
derinnen und Ausländer,

� Deutsche ohne eigene Migrationserfahrung; das sind
Kinder von zugewanderten Spätaussiedlerinnen und
Spätaussiedlern, nicht zugewanderte Eingebürgerte
und Kinder von Eingebürgerten, Kinder ausländischer

Elternpaare, die automatisch mit ihrer Geburt die
deutsche Staatsbürgerschaft erworben haben sowie
Personen „mit einseitigem Migrationshintergrund”
wie z. B. Kinder binationaler Ehepaare.

Nichtdeutsche machen etwa 46 %, Deutsche rund 54 %
aller Personen mit Migrationshintergrund in Rheinland-
Pfalz aus. Das Integrationskonzept der Landesregierung
zielt auf die Verbesserung des Integrationsprozesses
und die Verstärkung der Integrationsmaßnahmen für
diejenigen Zielgruppen, bei denen ein entsprechender
Bedarf feststellbar ist - sei es nachholend, sei es wegen
der erst kürzlich erfolgten Neuzuwanderung.

Der Unterschied zwischen städtisch geprägten
Strukturen und ländlichem Raum wirkt sich nicht
nur auf den jeweiligen Migrantenanteil an der
Bevölkerung aus. Unterschiede bestehen auch beim
Angebot an Arbeits- und Ausbildungsplätzen, an Bera-
tungsangeboten und an kulturellen Betätigungsmög-
lichkeiten sowie bei den Rahmenbedingungen der
politischen Partizipation und den Voraussetzungen der
gesellschaftlichen Mitgestaltung. Dies macht es erfor-
derlich, die spezifischen Bedingungen vor Ort in
den jeweiligen Kommunen zu berücksichtigen.
Die Landesregierung Rheinland-Pfalz strebt daher an,
gemeinsam mit ihren Kooperationspartnern Angebote
und Lösungen zu entwickeln, die den spezifischen Be-
dingungen vor Ort Rechnung tragen.

Die Vielfalt innerhalb der Bevölkerung mit Migra-
tionshintergrund ist erheblich. Dies betrifft zum
einen Herkunftsland und -sprache, ethnische Zugehö-
rigkeit, Kultur, Religion, Aufenthaltsdauer und recht-
lichen Status. Zum anderen unterscheiden sich ihre
Lebenslagen - genauso wie die der übrigen Bevölke-
rung - aufgrund von Lebensalter, Bildung, Wohnort,
sozialem oder familiärem Status und Geschlecht.

Teilhabe, Dialog und Partizipation setzen voraus, dass
die Integrationspolitik einerseits die unterschiedlichen
Potenziale nutzt und fördert, andererseits die verschie-
denen gesellschaftlichen und migrationsbedingten
Lebenslagen berücksichtigt und entsprechenden Be-
nachteiligungen entgegenwirkt. Im Sinne des Gender-
Mainstreamings gilt dabei den Frauen und Mädchen
besondere Aufmerksamkeit. Für den Erfolg des Integra-
tionsprozesses kommt es entscheidend darauf an, auch
die Lebenslagen und Sichtweisen der einheimischen
Bevölkerung in den Blick zu nehmen.

2 Migrantinnen und Migranten in Rheinland-Pfalz
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3.1 Interkulturelle Kompetenz und Interkulturelle
Öffnung. Miteinander leben - verstehen und ver-
standen werden

Die hier verwendeten Begriffe der interkulturellen Kom-
petenz und interkulturellen Öffnung legen - wie mittler-
weile weit verbreitet - den Fokus auf die kulturelle
Vielfalt der Menschen und nicht mehr auf die lange Zeit
im Vordergrund stehende Frage der Staatsangehörig-
keit. Damit werden ältere Konzepte, die einseitig auf
ausländische Staatsangehörige und ihr Integrationsbe-
dürfnis ausgerichtet waren, durch eine offenere Sicht-
weise abgelöst, die beide Seiten in den Blick nimmt.
Kernpunkt der Fragestellung nach interkultureller Kom-
petenz und interkultureller Öffnung ist dabei nicht die
jeweilige konkrete Kultur. Stattdessen geht es um die
Regelungs- und Aushandlungsprozesse im Verlauf des
sozialen und institutionellen Wandels, also etwa Fragen
nach Organisations- und Personalentwicklungsprozes-
sen. Dies rechtfertigt es, diesen Themenkomplex als
einen vom Bereich der Kultur (siehe Handlungsfeld 3.8)
getrennten zu behandeln.
Eine wesentliche Bedingung für die erfolgreiche
Gestaltung des Integrationsprozesses ist die An-
passung von Einrichtungen und Qualifikationen
des Personals an die durch Zuwanderung verän-
derte Situation.

Ausgangslage

Interkulturelle Kompetenz ist eine individuelle So-
zialkompetenz von Fachkräften innerhalb der Regel-
einrichtungen der allgemeinen Daseinsvorsorge und der
Verwaltung, die aus verschiedenen Fähigkeiten und
Fertigkeiten besteht. Dazu gehören:

� die Fähigkeit, sich in die Situation eines anderen hin-
ein zu versetzen, auch wenn dieser andere einer an-
deren Kultur angehört (Empathiefähigkeit),

� die Fähigkeit, Situationen der kulturellen Verhaltens-
und Entscheidungsunsicherheit auszuhalten, ohne auf
Vorurteile oder diskriminierende Zuschreibungen zu-
rückzugreifen (Ambiguitätstoleranz),

� Fertigkeiten der konstruktiven Bearbeitung und
Lösung von Konflikten (Konfliktlösungskompetenz),

� Auseinandersetzung mit der eigenen kulturellen
Herkunft (Selbstreflexion) und

� Kenntnisse über Herkunftsländer von Menschen mit
Migrationshintergrund, deren Kulturen, Sprachen und
Religionen (kulturelles Wissen).

Die folgenden Kernbereiche bedürfen der besonderen
Aufmerksamkeit, um den Integrationsprozess voranzu-
bringen:

� Das Handlungsfeld Interkulturelle Kompetenz
bzw. Interkulturelle Öffnung ist ein Querschnitts-
feld, das sich ganz besonders auf die soziale Integra-
tion auswirkt. Hier werden die Möglichkeiten für die
gleichberechtigte Teilhabe in allen Bereichen des
gesellschaftlichen Lebens verbessert.

� Das Handlungsfeld Partizipation ist ebenso ein
Querschnittsfeld. Beteiligung am gesellschaftlichen
und politischen Dialog ist unverzichtbar, damit Zuge-
wanderte und Einheimische gemeinsam eine Gesell-
schaft kultureller Vielfalt gestalten können.

� Das Handlungsfeld Bildung ist der Bereich, in dem
die wesentlichen Voraussetzungen für die ökonomi-
sche Teilhabe, aber auch die soziale und kulturelle
Teilhabe geschaffen werden. Bildung umfasst weit
mehr als Sprache, dennoch ist die Vermittlung deut-
scher Sprachkenntnisse Grundvoraussetzung einer
gelingenden Integration, für eine selbstverantwort-
liche Gestaltung des eigenen Lebens und für die Mit-
wirkung und Teilhabe der Zugewanderten in einer
solidarischen Gesellschaft.

� Die gleichberechtigte Teilhabe im Handlungsfeld Be-
rufsausbildung und Arbeitsmarkt ist die wesent-
liche Voraussetzung für eine gelingende Integration.

� Im Handlungsfeld Familie geht es darum, Familien
mit Migrationshintergrund eine passgenaue Unter-
stützung zukommen zu lassen und ihnen einen
gleichberechtigten Zugang zu allen Hilfe- und Bera-
tungsangeboten für Familien zu ermöglichen.

� Das Handlungsfeld Gesundheit bildet einen Kernbe-
reich des sozialen Teilsystems, bei dem Barrieren ab-
gebaut werden müssen, um gleichberechtigte
Teilhabe zu erreichen.

� Im Handlungsfeld Religion hat die Aufnahmegesell-
schaft die Aufgabe, die Rahmenbedingungen für die
religiöse Vielfalt in der Gesellschaft zu gestalten und
- im Sinne der verfassungsrechtlichen Vorgaben -
eine gleichberechtigte Teilhabe zu ermöglichen.

� Im Handlungsfeld Kultur und kulturelle Identität
geht es um die Herausbildung der wesentlichen
Grundlagen für die Identifikation mit dem Gemein-
wesen.

Dabei sollen alle Zielgruppen - Kinder und Jugend-
liche, Mädchen und Jungen, Erwachsene, Frauen und
Männer, ältere Menschen, Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer, um nur einige zu nennen - in allen Hand-
lungsfeldern berücksichtigt werden.

3 Handlungsfelder der rheinland-pfälzischen Integrationspolitik
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Damit wird zugleich deutlich, dass die persönliche
Eigenschaft eines Migrationshintergrunds oder
der Migrationserfahrung nicht per se gleichzuset-
zen ist mit interkultureller Kompetenz. Interkultu-
relle Fähigkeiten und Fertigkeiten müssen erlernt
und trainiert werden. Sie werden zukünftig unver-
zichtbar sein.

Interkulturelle Öffnung ist ein Prozess auf institu-
tioneller Ebene, der von der Führungsspitze der
Institution in Gang gesetzt wird. Er umfasst organi-
satorische Entscheidungsprozesse im Hinblick auf Per-
sonal, Ressourcen, Abläufe und Strukturen, wodurch
sich die Aufgabenerfüllung stärker an Bedarf und An-
sprüchen der Menschen mit Migrationshintergrund
orientiert. Durch interkulturelle Öffnung werden Reprä-
sentanz und Akzeptanz der Menschen mit Migrations-
hintergrund gesichert, Zugangsbarrieren abgebaut
sowie individuelle und institutionelle Diskriminierung
vermindert bzw. verhindert.

Die besondere Herausforderung besteht darin, für
die speziellen Bereiche, in welchen interkulturelle
Kompetenz und interkulturelle Öffnung in Gang
gesetzt werden sollen, je spezifische und ange-
messene Lösungen zu entwickeln. Dabei ist zugleich
auch der Gefahr zu begegnen, mögliche Probleme als
allein durch die jeweilige Herkunftskultur verursacht
einzuordnen und dabei andere Hintergründe vorschnell
auszublenden. Denn die einseitige Fokussierung der
Aufmerksamkeit auf den kulturellen Hintergrund von
Fachkräften und Nachfragenden von Angeboten und
Leistungen birgt das Risiko von falschen Zuschreibun-
gen.

Der öffentliche Dienst und seine Einrichtungen
sind noch nicht so weitgehend interkulturell
geöffnet, dass die Bevölkerungsgruppe der Men-
schen mit Migrationshintergrund dort gemäß
ihrem Anteil an der Gesamtbevölkerung repräsen-
tiert wäre. So liegt der Anteil der Personen mit auslän-
discher Staatsangehörigkeit beispielsweise im öffent-
lichen Dienst insgesamt bei lediglich 2,1 %, ohne
Unterscheidung nach Tätigkeitsbereich und Fachquali-
fikation. Der Anteil der Personen mit Migrationshinter-
grund, aber mit deutscher Staatsangehörigkeit (siehe
die auf Seite 7 angegebenen Definitionen), kann derzeit
nicht festgestellt werden, denn hierzu enthält der
Mikrozensus von 2005 keine Informationen.

Viele Institutionen der Daseinsvorsorge befinden
sich bereits im Prozess der interkulturellen Öff-

nung, aber es bestehen nach wie vor Zugangsbar-
rieren für Menschen mit Migrationshintergrund.
Dies wird nicht selten als institutionalisierte Diskrimi-
nierung empfunden, auch wenn die bestehenden Ange-
bote für sich in Anspruch nehmen, allen Menschen
unabhängig von ihrem kulturellen Hintergrund offen zu
stehen.

Grundsätze und Ziele

Fachkräfte benötigen Unterstützung und Ange-
bote, Institutionen müssen sich wandeln.

� Erforderlich ist der Wandel hin zu steuernden, Pro-
blem lösenden, helfenden und leistenden Organisa-
tionen und Institutionen im Bereich der öffentlichen
Verwaltung, mithin von einer hoheitlich geprägten
Aufgabenwahrnehmung zur interkulturell kompeten-
ten Dienstleistungsverwaltung.

� Fach- und Führungskräfte sollen im Rahmen ihrer
Fachqualifikation verstärkt Zugang zu Angeboten im
Rahmen von Aus-, Fort- und Weiterbildung mit dem
Ziel des Erwerbs interkultureller Kompetenz erhalten.

� Die Institutionen sollen den Prozess der interkulturel-
len Öffnung optimieren, indem sie bei der Einstellung
von Personal insbesondere auf Fachkräfte mit nach-
gewiesener interkultureller Kompetenz setzen, ihre
Leitlinien den Erfordernissen der interkulturellen Öff-
nung anpassen, Diversity Management betreiben und
Angebote der Fort- und Weiterbildung in diesem Be-
reich unterstützen.

� Die Berücksichtigung kultureller Vielfalt soll wie die
der geschlechtspezifischen Ansätze (Gender-Main-
streaming) auf der Grundlage der geltenden recht-
lichen Bestimmungen bei der Ausrichtung der
Angebote an die Zielgruppen und Adressatenkreise
der Regeldienste und der Verwaltung zur Selbstver-
ständlichkeit werden.

� Die Verstärkung der interkulturellen Kompetenz auf
der Seite der Fachkräfte entbindet Menschen mit
Migrationshintergrund nicht von der Erwartung, die
deutsche Sprache zu erlernen. Die deutsche Sprache
eröffnet den Zugang zur Gesellschaft und ihren Ange-
boten und bietet eine der wesentlichen Chancen für
erfolgreiche Integration.

� Die Zahl der Beschäftigten mit Migrationshintergrund
im öffentlichen Dienst soll erhöht werden mit dem
Ziel, dass die für diese Bevölkerungsgruppe bestehen-
den Hindernisse beim Zugang zum öffentlichen
Dienst, soweit rechtlich möglich, abgebaut werden.
Dabei wird dem Umstand Rechnung getragen, dass
bestimmte hoheitliche Aufgaben grundsätzlich nur
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Einrichtungen und Angebote befinden, wie etwa
Koblenz (Entwicklung eines Integrationskonzepts),
der Landkreis Germersheim (Fortbildung „Interkul-
turelle Kompetenz“), Mainz und weitere Kommunen
(Integrationsbeauftragte oder Interkulturelle
Büros), sollen dabei deutlich werden.

Die Landesregierung wird modellhafte Fortbildungs-
reihen zum Erwerb interkultureller Kompetenz für
Führungskräfte und Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter der öffentlichen Verwaltung in Rheinland-
Pfalz weiterhin unterstützen. Ausgehend von der im
Dezember 2005 getroffenen Gemeinsamen Zielver-
einbarung zur Fort- und Weiterbildung in der
rheinland-pfälzischen Landesverwaltung wird an-
gestrebt, diese um den Aspekt der interkulturellen Kom-
petenz zu erweitern und dazu das in der Vereinbarung
vorgesehene Verfahren zu nutzen.

Die Landesregierung wird über die bereits erfolgten
Ausbildungsreformen hinaus (z. B. Altenpflegeausbil-
dung, Lehrerausbildung, Polizeiausbildung) weitere
Qualifikationsbereiche (etwa Erzieherinnen- und Erzie-
herausbildung, Verwaltungsausbildung) reformieren,
um interkulturelle Kompetenz in den Curricula zu veran-
kern. Vorhandene Projekte im Ausbildungsbereich,
wie z. B. das Projekt in Ludwigshafen für die Gewin-
nung von Migrantinnen und Migranten für die Alten-
pflegeausbildung („AMquiP”), sollen ausgewertet und
ihre Ergebnisse auf weitere Bereiche übertragen wer-
den.

Die Landesregierung wird gemeinsam mit den Kommu-
nen, den Trägern und den Einrichtungen, wie z. B.
Weiterbildungseinrichtungen und den Fachdiensten für
Migration und Integration der Wohlfahrtsverbände, An-
sätze bis hin zu Zielvereinbarungen zur Umsetzung
des interkulturellen Öffnungsprozesses entwickeln,
wobei den jeweiligen Rahmenbedingungen und unter-
schiedlichen Arbeitsfeldern der Regeldienste und der
Verwaltung Rechnung getragen werden soll.

durch Beamtinnen und Beamte wahrgenommen wer-
den können, die die deutsche Staatsangehörigkeit be-
sitzen müssen (Art. 33 GG). Das Auswahlkriterium der
fachlichen Qualifikation und Eignung bleibt gewahrt.

� Schulen und sonstige Bildungseinrichtungen sollen
sich durch Personal- und Organisationsentwicklungs-
maßnahmen am Prozess der interkulturellen Öffnung
beteiligen.

Ansätze und Maßnahmen

Der aktive Umbau der Institutionen hin zu mehr
interkultureller Öffnung und die Unterstützung
der Fachkräfte beim Erwerb interkultureller Kom-
petenz sollen konsequent und nachhaltig erfol-
gen.

Dazu sind Maßnahmen der Organisationsent-
wicklung geeignet, die folgende Schritte umfassen
können:

� Leitbildentwicklung zur interkulturellen Öffnung,
� Dienstvereinbarungen zur Anerkennung und Förde-

rung der kulturellen Vielfalt,
� Transfer von Erfahrungen aus Modell- oder Pilotpro-

jekten in die Regeleinrichtungen zur Sicherung der
Nachhaltigkeit.

Daneben können Maßnahmen der Personalent-
wicklung treten, wie etwa Fort- und Weiterbildungs-
angebote für die Fachkräfte und die Fachkräfteauswahl
nach dem Kriterium der nachgewiesenen interkulturel-
len Kompetenz, das neben das Kriterium der unabding-
baren fachlichen Qualifikation treten kann. Mittels
Informations-, Aufklärungs- und Öffentlichkeitsar-
beit sollen diese Entwicklungsprozesse, die langfristig
zu verstehen sind, gestützt werden.

Die im Rahmen der deutsch-französischen Initiative zur
Integration und Chancengleichheit von einigen deut-
schen Unternehmen unterzeichnete „Charta der Vielfalt
von Unternehmen in Deutschland - Diversity als
Chance” ist ein richtungweisendes Beispiel, wie Poten-
ziale und Chancen im Zuge der interkulturellen
Öffnung sichtbar und nutzbar gemacht werden kön-
nen. Durch diese Charta werden auch öffentliche
Dienststellen angesprochen.

Die Landesregierung wird Kommunen unterstützen, die
den Prozess der interkulturellen Öffnung in Gang set-
zen wollen. Die Vorbildrolle der Kommunen, die sich
bereits im Prozess der interkulturellen Öffnung ihrer
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3.2 Partizipation - Mitberaten, Mitentscheiden,
Mitgestalten

Die Förderung der Teilhabe von Menschen mit
Migrationshintergrund am gesellschaftlichen Ent-
scheidungs- und Gestaltungsprozess gehört zu
den wichtigen Aufgaben demokratischer Institu-
tionen und politischer Entscheidungsträger.

Ausgangslage

Die Partizipation der Migrantinnen und Migranten in
unterschiedlichen Bereichen des gesellschaftlichen Zu-
sammenlebens hat in Rheinland-Pfalz ein beachtliches
Ausmaß erreicht. Dennoch sind ihre Möglichkeiten und
Chancen hinsichtlich der Teilhabe und Mitbestimmung
im politischen und gesellschaftlichen Bereich zum Teil
eingeschränkt, oder sie werden in unterschiedlichem
Maße wahrgenommen. Zurückzuführen ist dies zum
einen auf die zum Teil stark ausgeprägte Unterschied-
lichkeit dieser Personengruppe in Bezug auf ihren
Rechtsstatus, so zum Beispiel die weitgehend rechtliche
Gleichstellung von EU-Bürgerinnen und Bürgern mit
Deutschen, die für so genannte Drittstaatsangehörige
nicht gilt. Zum anderen begegnen Migrantinnen und
Migranten nach wie vor verschiedenen Formen von
Benachteiligung, Ausgrenzung und Diskriminierung, die
das Wahrnehmen von Teilhabemöglichkeiten erschwe-
ren. Hierbei werden Formen der strukturellen bzw.
institutionellen Diskriminierung weniger deutlich wahr-
genommen als offene und direkte.

Im Laufe der 60-jährigen Geschichte des Landes
Rheinland-Pfalz sind Migrantinnen und Migranten
ein fester und unverzichtbarer Bestandteil der
Bevölkerung geworden. Trotz strukturell beding-
ter Hindernisse haben sie ein hohes Maß an ge-
sellschaftlicher Integration und sozialer Partizi-
pation erreicht: Sie sind in Gewerkschaften und Be-
rufsverbänden organisiert, sind Mitglieder und gründen
Vereine, sind Selbständige und Arbeitgeberinnen und
Arbeitgeber, bilden aus, sind Besitzerinnen und Besitzer
von Wohneigentum. Sie sind in vielen anderen Berei-
chen ehrenamtlich engagiert. Sie leisten solidarisch
ihren Beitrag zu den sozialen Sicherungssystemen.
Einen hohen Anteil an Migrantinnen und Migranten
verzeichnen insbesondere Sportvereine.

Die politische Partizipation der Migrantinnen und
Migranten ist insbesondere durch ihren jeweiligen
rechtlichen Status determiniert. Die umfassendste
Form der politischen Partizipation ermöglicht die
Einbürgerung.
Migrantinnen und Migranten, die Staatsangehörige
eines EU-Landes sind, können aufgrund des Maastrich-
ter Vertrages seit 1994 gleichberechtigt an Kommunal-
und Europawahlen teilnehmen. Infolge der Kommunal-
wahl von 2004 sind in den rheinland-pfälzischen Ge-
meinde-, Verbandsgemeinde- und Stadträten sowie in
den Kreistagen 50 Staatsangehörige aus Staaten der EU
sowie eine nicht bestimmbare Zahl von Menschen mit
Migrationshintergrund (z. B. Eingebürgerte) vertreten.

Staatsangehörigen aus Nicht-EU-Ländern stehen unter
anderem folgende Partizipationsmöglichkeiten offen:
Sie können Mitglied in Vereinen, Bürgerinitiativen,
Parteien, Selbstorganisationen und Ausländerbeiräten
werden.

Grundsätze und Ziele

Das Handlungsfeld der Partizipation bedarf wei-
terhin besonderer Förderung, Aufforderung und
Ansprache, um die potentiellen Teilhabemöglich-
keiten und Teilhabechancen der Bevölkerung mit
Migrationshintergrund auszuschöpfen und zu ver-
wirklichen.

Um den Grad der politischen Partizipation bei Migran-
tinnen und Migranten weiter erhöhen zu können, ist
die Verfolgung nachfolgender Ziele von besonde-
rer Bedeutung:

� Eine Demokratie kann es sich nicht leisten, dass Teile
ihrer Bevölkerung dauerhaft vom Prozess der politi-
schen Willensbildung und Entscheidung durch die
Teilnahme an Wahlen ausgeschlossen bleiben. Da die
deutsche Staatsangehörigkeit bzw. ihr Erwerb durch
die Einbürgerung die wesentliche Voraussetzung für
die umfangreichste Wahrnehmung der politischen
Teilhabemöglichkeiten ist, sollen ihre Vorteile entspre-
chend herausgestellt und eine Erhöhung der Einbür-
gerungsquoten angestrebt werden.

� Die geltenden Regelungen in Bezug auf die Auslän-
derbeiräte werden überprüft mit dem Ziel, eine Ver-
tretung der Bevölkerung mit Migrationshintergrund
einschließlich der Spätaussiedlerinnen und Spätaus-
siedler zu schaffen, die der aktuellen Situation und
den veränderten Bedingungen der Migration Rech-
nung trägt.
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sowie ihrer Organisationen zielen, sind nachfolgende
Vorhaben beabsichtigt:

Es werden die Vorteile der Einbürgerung in Bezug auf
die Partizipationsmöglichkeiten für beide Seiten
herausgestellt, damit die Einbürgerung von allen Men-
schen mit Migrationshintergrund als ernsthaftes Inte-
grationsangebot wahrgenommen wird. Einbürgerungs-
willige Ausländerinnen und Ausländer sollen von den
zuständigen Stellen nach Kräften unterstützt werden.

Die kommunalen Ausländerbeiräte sollen zu Beiräten
für Migration und Integration weiter entwickelt wer-
den. Eine Kommission, in der die Arbeitsgemeinschaft
der Ausländerbeiräte Rheinland-Pfalz, der Initiativaus-
schuss für Migrationspolitik, die Kommunalen Spitzen-
verbände und das Innenministerium vertreten sind, hat
unter Federführung der Beauftragten der Landesregie-
rung für Migration und Integration erste Vorschläge als
Grundlage für die weiteren Beratungen erarbeitet.

Es bleibt wichtig, dass Migrantinnen und Migranten
sich auch unterhalb des kommunalen Wahlrechts in
Parteien engagieren. Die wachsende Zahl von EU-
Bürgerinnen und EU-Bürger sowie Bürgerinnen und
Bürger mit Migrationshintergrund auf Kandidatinnen-
und Kandidatenlisten sind ein Beleg dafür.

Die Landesregierung wird zukünftig regelmäßig zu
einem Gipfelgespräch einladen, das den Kommunen
und ihren Entscheidungsträgerinnen und Entschei-
dungsträgern sowie den Interessenvertreterinnen und
Interessenvertretern der Menschen mit Migrationshin-
tergrund Gelegenheit gibt, die wesentlichen Integra-
tionsthemen, Fortschritte und Schwierigkeiten in den
einzelnen Handlungsfeldern - Gesundheit, Jugend- und
Sozialarbeit, Bildung, Sprachförderung oder Stadtpla-
nung - gemeinsam zu beraten und sich über gelungene
Praxis stärker auszutauschen. Im Zentrum der Aufmerk-
samkeit werden auch Fragen der Partizipation und der
interkulturellen Öffnung stehen.

Zur Unterstützung der Kommunen werden die
Beratungsangebote der Maßnahme InPact erweitert
(Projekte, Elternarbeit, Fortbildung, Förderung der kul-
turellen Vielfalt in Betrieben und der Verwaltung, Infor-
mations- und Öffentlichkeitsarbeit). Ausgehend von
den Erfahrungen und Erfolgen der Teilprojekte in dieser
Maßnahme sollen der Transfer in weitere Kommunen
und die Nachhaltigkeit der Maßnahmen sichergestellt
werden. Es wird dabei angeregt, dass die Kommunen
geeignete personelle und organisatorische Rahmenbe-

� Die Bemühungen und Initiativen im Zusammenhang
mit der Frage der Gewährung des kommunalen
Wahlrechts für alle rechtmäßig in Deutschland
lebenden Migrantinnen und Migranten sollen wieder
zielorientiert aufgenommen werden. Erforderlich
wäre eine Verfassungsänderung, da das Grundgesetz
es derzeit nicht zulässt, durch einfaches Gesetz
Drittstaatsangehörigen das aktive oder passive Wahl-
recht für Kommunalwahlen einzuräumen. Die beste-
henden rechtlichen und politischen Handlungsoptio-
nen sind sorgfältig und ohne Zeitdruck abzuwägen,
weil eine Verfassungsänderung nur mit zwei Dritteln
der Mitglieder des Bundestages und zwei Dritteln der
Mitglieder des Bundesrates zu erreichen ist. Darüber
hinaus wäre auch eine Änderung der rheinland-pfäl-
zischen Verfassung mit zwei Dritteln der Mitglieder
des Landtages erforderlich.

� Politische Partizipation über die Mitwirkung in den
Parteien bleibt ein wesentlicher Faktor im Prozess der
Integration und darf nicht vernachlässigt werden.

� Im Fokus der Maßnahmen zur Förderung der gesell-
schaftlichen und gesellschaftspolitischen Partizi-
pation sollen beide Gruppen stehen: Migrantinnen
und Migranten sowie Einheimische.

� Vereine und Organisationen im unmittelbaren
Lebensumfeld (z. B. freiwillige Feuerwehr, Karnevals-
und Gesangvereine, Kirmesgesellschaften, karitative
Vereine u. ä.) werden ermuntert, den erfolgreichen
Beispielen der Sportvereine zu folgen und die
Migrantenbevölkerung vor Ort gezielt zur Mitglied-
schaft aufzufordern.

� Die Unterstützung von Selbstorganisationen der
Menschen mit Migrationshintergrund soll ausgewei-
tet werden mit dem Ziel, ihre Funktion als wichtige
Sozialisations- und Identifikationsinstanz gegenüber
ihren Mitgliedern zu stabilisieren und zu stärken.

� Das vielfältig vorhandene bürgerschaftliche Engage-
ment von Menschen mit Migrationshintergrund soll
weiterhin gefördert werden, damit diese Personen-
gruppe ihre vorhandenen interkulturellen Fähigkeiten
und Kenntnisse einsetzen und somit eine aktivere
Rolle in der Aufnahmegesellschaft spielen kann.

� Erzielte Erfolge und gute Beispiele sollen in der
Öffentlichkeit sichtbar werden.

Ansätze und Maßnahmen

Ausgehend von den in Rheinland-Pfalz seit geraumer
Zeit bestehenden positiven Ansätzen, Entwicklungen
und Projekten der Landesregierung, die auf eine Stabili-
sierung und Weiterentwicklung der Partizipationsmög-
lichkeiten von Menschen mit Migrationshintergrund
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dingungen schaffen und eigene kommunale Integra-
tionskonzepte entwickeln. Die Landesregierung wird
dazu den Erfahrungsaustausch anregen und die Thema-
tik in das o. g. Gipfelgespräch einbinden.

Die bisher kontinuierliche ideelle und finanzielle
Unterstützung der Vereine, Selbstorganisationen
und Initiativen wird fortgesetzt.

Die Bevölkerung mit Migrationshintergrund wird ver-
stärkt aufgefordert, am lokalen Vereinsleben teilzuneh-
men. Die vielfältigen Bemühungen der Landesre-
gierung im Bereich des Ehrenamtes und des
bürgerschaftlichen Engagements werden fortgesetzt
mit dem Ziel, die ehrenamtliche Arbeit der Migrantin-
nen und Migranten auszuweiten.

In der Öffentlichkeitsarbeit der Landesregierung
wird das Thema Partizipation der Menschen mit Migra-
tionshintergrund verstärkt aufgegriffen. Gute Beispiele
und Partizipationserfolge werden kontinuierlich aufge-
zeigt. Die Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit werden
gleichermaßen die Bevölkerung mit Migrationshinter-
grund wie die einheimische Bevölkerung ansprechen.

Gefördert werden Maßnahmen, die auf eine stär-
kere Öffnung der Vereine und Organisationen im
unmittelbaren Lebensumfeld für Migrantinnen
und Migranten zielen.

Vor dem Hintergrund des Allgemeinen Gleichbehand-
lungsgesetzes (AGG) wird sich die Landesregierung
dafür einsetzen, dass in allen Lebensbereichen ein
wirksamer Schutz vor Diskriminierung sicherge-
stellt wird.

Partizipation im Sport

Im Sport ist Leistung möglich ohne Rücksicht auf
Herkunft, Nationalität und Sprache. Leistung und
Erfolg sind im Sport damit leichter möglich als in
anderen Bereichen. Sportliche Leistung und deren
Anerkennung fördert die Selbstachtung der Men-
schen mit Migrationshintergrund. Sport fördert
das soziale und kulturelle Lernen durch die Beach-
tung der Spielregeln und das Gebot der Fairness.

Ausgangslage

Als ein bedeutsamer Faktor der Partizipation am gesell-
schaftlichen Zusammenleben und der Beteiligung an
dafür zur Verfügung stehenden Angeboten soll hier der

Sport hervorgehoben werden. Der Bereich des Sports
verfügt über vielfältige Strukturen auf unterschiedlichen
Ebenen und ist ein Partizipationsbereich, der das ge-
samte Land abdeckt.

Sportvereine basieren auf Selbstorganisation
durch die Mitglieder und stellen damit ein gutes
Beispiel für praktizierte Partizipation im gesell-
schaftlichen Raum dar.

Sport wird gemeinsam von Einheimischen und Men-
schen mit Migrationshintergrund betrieben und hilft,
Sprachbarrieren zu überwinden. Sport überwindet Isola-
tion und trägt dazu bei, soziale Beziehungen zu knüp-
fen: aus Fremden werden Freunde. Im Spitzensport sind
viele Menschen mit Migrationshintergrund Leistungs-
träger und Vorbilder, nicht nur im Fußball. Im Breiten-
sport können gemeinsam mit Menschen mit Migra-
tionshintergrund Sportangebote in der Fläche aufrecht
erhalten und ausgeweitet werden. Sport schafft inter-
nationale Begegnungen. Turniere mit internationaler
Besetzung in Rheinland-Pfalz und Reisen von Vereinen,
Mannschaften und Fans ins Ausland tragen sowohl
im Spitzen- wie im Breitensport zur Verständigung
zwischen den Völkern bei. Dafür war die Fußballwelt-
meisterschaft 2006 in Deutschland ein ausgezeichnetes
Beispiel.
Die Integration von Menschen mit Migrationshinter-
grund durch Sport wird in Rheinland-Pfalz auch unter-
stützt durch das Programm „Integration durch Sport”
des Deutschen Olympischen Sportbundes, das der Lan-
dessportbund eigenverantwortlich mit einer Reihe von
Maßnahmen umsetzt.

Grundsätze und Ziele

Sport bietet vielfältige Chancen für Menschen mit
Migrationshintergrund. Diese Chancen sollen ver-
stärkt zur Förderung der Integration genutzt wer-
den. Die Landesregierung unterstützt die Vereine
auch bei der Prävention und der Bekämpfung von
Ausgrenzung, Rassismus, Diskriminierung und
Gewalt.

� In den meisten Vereinen sind Menschen mit Migra-
tionshintergrund als Mitglieder aktiv. Gerade jungen
Menschen mit Migrationshintergrund hilft der Sport,
sich in der neuen Gesellschaft zurecht zu finden und
sich positiv in sie einzubringen. Zunehmend spricht
der Sport aber auch ältere Menschen an, er ist insbe-
sondere ein wesentlicher Bestandteil gesundheitlicher
Prävention.
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3.3 Bildung - Grundlagen für Zukunftschancen

Bildung ist eine entscheidende Voraussetzung für
eine erfolgreiche Integration von Menschen mit
Migrationshintergrund und für die Vermeidung
bzw. Überwindung von Armut.

Ausgangslage

Bildungserfolge der Kinder aus Familien mit
Migrationshintergrund sind, wie bei den einheimi-
schen Kindern, abhängig von den materiellen,
sozialen und kulturellen Ressourcen der Familie
und des Umfelds. Schulabschlüsse bestimmen in der
Regel die spätere Berufswahl und damit die Höhe des
potenziellen Erwerbseinkommens. Sie beeinflussen
nicht nur die berufliche, sondern auch die soziale Inte-
gration. Ein hohes Bildungsniveau trägt zudem zum po-
sitiven Selbstwertgefühl der Kinder und Jugendlichen
mit Migrationshintergrund und ihrer Familien bei. Darü-
ber hinaus erhöht es die Kompetenzen hinsichtlich des
Umgangs mit der eigenen kulturellen Differenz und die
der anderen Mitglieder der Gesellschaft. Schulab-
schlüsse und qualifizierte Berufsausbildung stehen in
engem Zusammenhang mit gesellschaftlicher Anerken-
nung. Für rückkehrwillige Familien erhöhen Bildung
und Ausbildung die Chancen einer Re-Integration ins
Herkunftsland.

Die Ergebnisse der PISA und IGLU Studien belegen,
dass in keinem Industrieland der Bildungserfolg so
stark vom sozialen Status der Eltern abhängt wie in
Deutschland. Sie zeigen auch, dass überproportional
viele Kinder und Jugendliche mit Migrationshintergrund
deutlich unter dem Kompetenzniveau ihrer gleichalt-
rigen Mitschülerinnen und Mitschüler liegen.

In der Bildungsbeteiligung nichtdeutscher Schülerinnen
und Schüler in Rheinland-Pfalz zeigt sich ein differen-
ziertes Bild: Obwohl ihre absolute Zahl an Hauptschu-
len seit dem Schuljahr 2000/01 um 22 % auf 6.732
zurückgegangen ist, hat sich der Anteil nichtdeutscher
Schülerinnen und Schüler an dieser Schulform im
gleichen Zeitraum von 13,2 % auf 16,9 % erhöht, da
gleichzeitig der Hauptschulbesuch von deutschen
Schülern um 41 % gesunken ist.

Auch an den Förderschulen ist die Anzahl der nicht-
deutschen Schülerinnen und Schüler im Schuljahr
2006/07 (um 5 %) geringer als sechs Jahre zuvor. Da
bei dieser Schulart die Zahl der deutschen Schüler zuge-
nommen hat, fällt der gesunkene Anteil nichtdeutscher

� Menschen mit Migrationshintergrund sind eine
Chance für Sportvereine, denn sie tragen mit dazu
bei, das vielfältige Sportangebot in der Fläche auf-
recht zu erhalten und auszubauen.

� Noch stärker als bisher sollen Migrantinnen und Mi-
granten entsprechend ihren unterschiedlichen Fähig-
keiten und Bedürfnissen für die Sportvereine
geworben werden.

� Sport ist ein Spiegel der Gesellschaft und damit auch
ihrer Probleme: Wenn der Sport sich diesen Proble-
men offen stellt, leistet er einen wichtigen Beitrag,
um die Ursachen für Gewalt, Ausgrenzung und Diskri-
minierung zu bekämpfen.

Ansätze und Maßnahmen

Viele Migrantinnen und Migranten haben Hemmungen,
von selbst auf die Vereine zuzugehen. Die Vereine, auch
die Sportvereine, müssen aktiv um sie werben. Dazu ist
es notwendig, dass die Vereine gemeinsam mit
Schulen und Kommunen auf die Zugewanderten
zugehen und dabei vorhandene Netzwerke der Ver-
bände, Vertretungen sowie der ethnischen Gemein-
schaften der Migrantinnen und Migranten nutzen. Das
Land unterstützt die Vereine dabei, Kooperationen
mit Schulen auszubauen und Netzwerke der Migran-
tinnen und Migranten zu nutzen, um diese als Mitglie-
der zu gewinnen.

Niedrigschwellige Sportangebote außerhalb der
Vereine sollen fortgesetzt und ausgebaut werden, wie
z. B. „Mitternachtssport”. Dies gilt auch für Sportange-
bote, die auf die kulturellen Bedürfnisse bestimmter
Gruppen besonders eingehen (z. B. muslimische Frauen
und Mädchen), um Barrieren zur Mehrheitsgesell-
schaft aufzubrechen und ihre soziale und kultu-
relle Integration zu fördern. Ein Beispiel dafür ist das
Projekt „Sport und Sprache” des Landessportbunds
Rheinland-Pfalz, in dem muslimische und nichtmusli-
mische Frauen gemeinsam Schwimmunterricht absol-
vieren.

Es kommt darauf an, Menschen mit Migrationshin-
tergrund noch stärker als bisher als Trainer und
Betreuer sowie für verantwortliche Funktionen in
den Vorständen der Sportvereine zu gewinnen. Die
Landesregierung wirbt für eine interkulturelle Aus-
und Fortbildung von Trainern und Betreuern. Dazu
gehört auch die Fähigkeit zum Erkennen und Lösen von
Konflikten.
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Schüler (von 13,5 % auf nun 12,6 %) stärker ins Ge-
wicht. 6 % der nichtdeutschen gegenüber 3,3 % der
deutschen Schüler und Schülerinnen an allgemeinbil-
denden Schulen besuchen diese Schulart.

Die Zahl der nichtdeutschen Schülerinnen und Schüler
an Realschulen ist seit dem Schuljahr 2000/01 um
37 % (1.082 Personen) gewachsen; ihr Anteil an dieser
Schulform hat sich von 4,3 % auf 5,8 % im Schuljahr
2006/07 erhöht. Ein paralleler Trend ist an den Gymna-
sien zu beobachten, an denen die Zahl nichtdeutscher
Schülerinnen und Schüler um 40 % (1.206 Personen)
gestiegen und ihr Anteil an dieser Schulform von 2,7 %
auf 3,3 % gewachsen ist. Etwa 28 % der deutschen
Schülerinnen und Schüler, aber nur etwa 12 % der
nichtdeutschen Schülerinnen und Schüler an allgemein-
bildenden Schulen gehen auf das Gymnasium.

Ein hoher Anteil der Jugendlichen mit Migrationshinter-
grund verlässt die Schule ohne einen qualifizierten
Abschluss. Zwar konnte ein Rückgang dieser Quote bei
ausländischen Schulabgängerinnen und Schulabgän-
gern - bezogen auf die gleichaltrige Wohnbevölkerung -
von 19,9 % im Jahr 2004 auf 15,4 % im Jahr 2006
erreicht werden (einschließlich der Abgänger aus För-
derschulen). Dennoch ist der Anteil doppelt so hoch wie
bei den übrigen Schülerinnen und Schülern. Die Quote
beträgt bei den ausländischen Schülerinnen und
Schülern nur knapp ein Drittel im Vergleich zu den
deutschen Schülerinnen und Schülern mit allgemeiner
Hochschulreife.

Die Gesamtzahl der nichtdeutschen Schülerinnen
und Schüler ist seit dem Schuljahr 2000/01 um 2,9 %
gesunken. Hier macht sich das geänderte Staatsange-
hörigkeitsrecht bemerkbar. Mehr Kinder mit Migrations-
hintergrund, aber nach dem neuen Recht gemäß ius
soli mit deutscher Staatsangehörigkeit, erreichen das
schulpflichtige Alter.

Grundsätze und Ziele

Die Landesregierung will allen hier lebenden Kin-
dern und Jugendlichen zu guten Startbedingungen
und den Erwachsenen zu Chancengerechtigkeit
verhelfen. Für sie steht fest: Bildungspolitik ge-
nießt höchste Priorität.

� Bildung beginnt im Elternhaus und setzt sich in Kin-
dertagesstätten und Schulen fort. Angesichts der Not-
wendigkeit des „lebenslangen Lernens” nimmt auch
die Aus-, Fort- und Weiterbildung nach der Schulzeit
einen bedeutenden Stellenwert ein.

� Bildung soll so früh wie möglich beginnen und wird
in Rheinland-Pfalz durch den Rechtsanspruch für
Dreijährige (ab 2010 auch für Zweijährige) auf einen
Kindergartenplatz und die Beitragsfreistellung ge-
stützt.

� Gemäß dem Bestreben nach Stärkung der Qualität
geht es um den Einsatz von qualifizierten Erzieherin-
nen und Erziehern und die Weiterentwicklung des
Berufsbildes.

� Dabei wird die systematische und ganzheitliche För-
derung der Kinder in ihrer Persönlichkeitsentwicklung
zu Grunde gelegt und dem Bereich Sprache und der
sozialen und kulturellen Kompetenz besondere Auf-
merksamkeit gewidmet.

� Sprache ist die Schlüsselkompetenz für den Zugang
zu Bildung und Qualifikation, und daher ist die syste-
matische und kontinuierliche Förderung der deut-
schen Sprache über die gesamte Schullaufbahn zu
gewährleisten.

� Ein flächendeckendes, flexibles Angebot von Sprach-
kursen in Deutsch für Erwachsene ist unverzichtbar.
Von den Menschen mit Migrationshintergrund wird
erwartet, dass sie dieses Angebot wahrnehmen.

� Die Förderung von Mehrsprachigkeit und die Aner-
kennung und Förderung der Herkunftssprache bleiben
ein wesentliches Ziel. Neben der Sprachförderung in
Deutsch ist auch die Förderung der Mehrsprachigkeit
in Rheinland-Pfalz eine wichtige Zielperspektive.

� Die Ziele und Grundsätze der interkulturellen Öffnung
sollen auch in den Schulen Wirkung entfalten.

� Bei der Förderung der Potenziale von Erwachsenen
wird die Verstärkung der Bildungsberatung, auch
mehrsprachig, angestrebt.

� Die Einbindung von Fachleuten mit eigener Migra-
tionserfahrung in die allgemeine und politische
Erwachsenenbildungsarbeit kann Menschen mit
Migrationshintergrund die Integration erheblich
erleichtern.

Ansätze und Maßnahmen

Die Landesregierung hat in den vergangenen Jahren
eine Reihe von Maßnahmen und Programmen zur Ver-
besserung im Bildungsbereich aufgelegt, die nicht allein
Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund,
sondern allen jungen und erwachsenen Menschen in
Rheinland-Pfalz zugute kommen. Fördermaßnahmen
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Diese Vorhaben werden durch Unterstützungsange-
bote im Lernumfeld begleitet, z. B. die Hausaufgaben-
hilfe für die Grundschulkinder mit Migrationshinter-
grund in den ersten beiden Jahren. Dazu gehören auch
mehrsprachige Informationen für Eltern und ihre stär-
kere Einbindung mit all ihren Kompetenzen sowie die
Einbindung von Vertrauenspersonen und Vertretungen
von Migrantenorganisationen als Multiplikatoren. Die
Jugendmigrationsdienste und die „Erwachsenendien-
ste” der Wohlfahrtsverbände sind in diese Vernetzun-
gen - soweit nicht schon gängige Praxis - mit
einzubeziehen.

Zur Gestaltung der Rahmenbedingungen, die einer
verbesserten Integration förderlich sind, werden Schu-
len in benachteiligten Milieus mit zusätzlichen
Ressourcen ausgestattet und die Schulsozialarbeit
an Hauptschulen und Schulen mit dem Bildungs-
gang Hauptschule intensiv verstärkt. Grundsätzlich
geht es um die stärkere Gewinnung und Einbeziehung
qualifizierter Personen mit Migrationshintergrund in die
Lehrerkollegien und das Fachpersonal in Bildungsein-
richtungen. Darüber hinaus sollen Bildungspaten
gewonnen werden, die Kinder aus Migrantenfamilien
während der Schul- und Ausbildungszeit begleiten.

Mit dem Sonderprogramm „Förderung der Weiter-
bildung von Migrantinnen und Migranten” führt
das Land seit 2003 Kurse zur sprachlichen, persön-
lichen, kulturellen, beruflichen und sozialen Integration
von Migrantinnen und Migranten im engen Zusammen-
wirken mit Sprachfördermaßnahmen an Kindertages-
stätten durch. Da eine Reihe von Migrantinnen und
Migranten, die schon länger in Deutschland leben, noch
nicht über ausreichende deutsche Sprachkenntnisse ver-
fügen, fördert die Landesregierung ergänzend zu den
Integrationskursen des Bundes auch entsprechende
nachholende Weiterbildungsangebote, wie zum Beispiel
die „Mama lernt Deutsch”- Kurse.

im Bildungsbereich werden verstärkt zur Unter-
stützung des Integrationsprozesses genutzt.

Im Rahmen des Programms „Zukunftschance Kinder
- Bildung von Anfang an” werden 8 Millionen Euro
jährlich für Sprachfördermaßnahmen und Maßnahmen
zur Gestaltung des Übergangs in die Schule im letzten
Kindergartenjahr und zusätzlich 2 Millionen Euro für
die zertifizierte Weiterbildung von Erzieherinnen
und Erziehern im Kindertagesstättenbereich veran-
schlagt.

Schrittweise wird bis zum Jahr 2010 die vollstän-
dige Beitragsfreistellung der Eltern für den Kin-
dergartenbesuch umgesetzt.

Darüber hinaus startete ein vom Land gefördertes
landesweites Projekt zur weiteren Qualifizierung von
Sprachförderkräften, das von einem Trägerverbund -
bestehend aus den kirchlichen Erwachsenenbildungs-
institutionen, dem Sozialpädagogischen Fortbildungs-
zentrum und dem Verband der Volkshochschulen -
entwickelt wurde.

Für das Ganztagsschul-Programm ist die Erweiterung
um weitere 200 Schulen in der Legislaturperiode be-
schlossen. Dabei geht es in dem erweiterten Zeitrah-
men um eine noch stärkere pädagogische Ausrichtung
in Bezug auf die individuelle Förderung. Darüber hinaus
sind die Chancen für die soziale Integration z. B. durch
bewertungsfreie Neigungsgruppen erhöht. Es wird ein
Qualifizierungsprogramm für die pädagogischen
Fachkräfte an Ganztagsgrundschulen für die Sprachför-
derung aufgelegt.

Eine neue Verwaltungsvorschrift für Schülerinnen
und Schüler mit Migrationshintergrund ist in Kraft
gesetzt worden, die einen individuellen Förderpass
(ab 2007) und eine jährliche Berichterstattung über
den schulischen Erfolg (ab 2008) einführt. Der neue
Rahmenplan „Deutsch als Zweitsprache” für die
Klassen 1 bis 10, der zum 1.8.2007 in Kraft tritt, syste-
matisiert die Sprachförderung in den Schulen und wird
von Fortbildungsmaßnahmen begleitet.

Im Jahr 2007 hat eine neue Moderatorenausbildung
für die Sprachförderung, zunächst für den Primarbe-
reich, begonnen. Sie soll für die Sekundarstufe I und die
BBS fortgesetzt werden.
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3.4 Berufsausbildung, Erwerbstätigkeit und
berufliche Weiterbildung - Kernbereiche der
Integration

Eine qualifizierte Berufsausbildung und die Teil-
habe am Arbeitsmarkt sind wesentliche Voraus-
setzungen und entscheidender Bestandteil einer
erfolgreichen Integration in die Gesellschaft.

Ausgangslage

Eine abgeschlossene berufliche Ausbildung ist Vor-
aussetzung für eine erfolgreiche berufliche Integration
in den Arbeitsmarkt. Vor allem in Zeiten starker Nach-
frage nach Ausbildungsplätzen ist der Einstieg ins
Erwerbsleben für Bewerberinnen und Bewerber mit
vergleichbar schlechteren Schulabschlüssen erheblich
erschwert. Da Jugendliche aus Migrantenfamilien bei
der Bildungsbeteiligung im Vergleich zu ihren deut-
schen Altersgenossen oft benachteiligt sind, ist damit
auch die Ausbildungssituation der jungen Migrantinnen
und Migranten nach wie vor schlechter.

Im Jahr 2006 befanden sich in Rheinland-Pfalz 2.864
nichtdeutsche Jugendliche in einem Ausbildungsver-
hältnis. Der kontinuierliche Rückgang ausländi-
scher Auszubildender, der bereits in den neunziger
Jahren begonnen hatte, hat sich weiter fortgesetzt: im
Vorjahr hatte es noch 3.260 nichtdeutsche Auszubil-
dende gegeben. Während 2000 fast 40 % der ausländi-
schen Jugendlichen in der Altersgruppe zwischen 15
und 18 in einem Ausbildungsverhältnis standen, ist die
Ausbildungsbeteiligung 2005 auf knapp unter 25 % ge-
fallen. Im Unterschied dazu ist für die Vergleichsgruppe
der deutschen Auszubildenden erstmals seit langer Zeit
wieder ein Anstieg der Ausbildungsquote von 50,5 %
2003 auf 53,2 % im Jahr 2005 zu verzeichnen. Der An-
teil ausländischer Jugendlicher an allen Auszubildenden
ist dadurch weiter gesunken und lag 2006 bei 3,7%.

Dementsprechend sind Jugendliche mit Migrationshin-
tergrund, die keine Lehrstelle finden, häufiger in voll-
zeitschulischen Angeboten der beruflichen Bild-
ung zu finden. Ebenso ist das Berufswahlverhalten der
Jugendlichen mit Migrationshintergrund im Hinblick auf
Beschäftigungsvielfalt und -möglichkeiten nach wie vor
nicht zufriedenstellend. Ihre berufliche Ausbildung
konzentriert sich auf wenige Berufe. Unterrepräsen-
tiert sind sie auch in den zukunftsträchtigen Berufen.
Hinzu kommt, dass das Risiko eines Ausbildungsab-
bruches bei ausländischen Auszubildenden deutlich
größer ist als bei deutschen Auszubildenden.

In den einzelnen Ausbildungsbereichen sind nichtdeut-
sche Jugendliche mit unterschiedlich großen Anteilen
repräsentiert. Vergleichsweise am stärksten vertreten
sind sie im Handwerk mit 1.256 ausländischen Auszu-
bildenden und einem Anteil von 4,7 %. Gerade hier war
die Ausbildungsbeteiligung in den letzten Jahren aller-
dings stark rückläufig: Seit 1995 hat sich ihre Zahl mehr
als halbiert. Weniger stark verlief der Rückgang der
Ausbildungsbeteiligung im Bereich Industrie und Han-
del mit 1.256 nichtdeutschen Auszubildenden und
einem Anteil von 3,2 % im Jahr 2006. Drittwichtigster
Bereich sind die freien Berufe mit 238 ausländischen
Jugendlichen; gegenüber dem Vorjahr (4,5 %) ist deren
Anteil jedoch noch weiter auf 3,7% gefallen. Die ge-
ringste Ausbildungsleistung für ausländische Jugendli-
che erbrachte - neben der Landwirtschaft mit 1,9 % -
wie in den Vorjahren der öffentliche Dienst, in dem
2006 nur 48 Auszubildende (2,2 %) eine nichtdeutsche
Staatsangehörigkeit hatten. Durch die unterschied-
lichen Entwicklungen hat sich auch die Verteilung der
nichtdeutschen Auszubildenden nach Ausbildungsberei-
chen verändert. Hatten 1995 noch etwa 58 % der aus-
ländischen Auszubildenden ein Ausbildungsverhältnis
im Handwerk, ist dieser Anteil 2005 auf rund 44 % ge-
sunken. An Bedeutung gewonnen haben demgegen-
über der Bereich Industrie und Handel und die freien
Berufe, in denen 2005 37,3 % bzw. 10,6 % der auslän-
dischen Auszubildenden zu finden waren.

Gesellschaftliche Integration ist verknüpft mit der
Beteiligung am Erwerbsleben. Die absolvierte
Ausbildung, die berufliche Tätigkeit, die Weiterent-
wicklungsmöglichkeiten im Beruf und die Position im
Erwerbsleben bestimmen nicht nur das erzielbare Ein-
kommen, sondern auch die gesellschaftliche und per-
sönliche Situation und damit die Integrationschancen
insgesamt. Trotz aller Anstrengungen - und der dabei
erzielten Erfolge - , die Chancen von Menschen mit
Migrationshintergrund deutlich zu verbessern, hat sich
ihre Situation am Arbeitsmarkt in den letzten Jahren
weiter verschlechtert.

Im Hinblick auf die Erwerbsquote, die sich aus dem
Anteil der entweder erwerbstätigen oder Arbeit suchen-
den Personen an der (erwerbsfähigen) Bevölkerung im
Alter ab 15 Jahren errechnet, zeigt sich zwischen Aus-
ländern und Deutschen immer noch eine erhebliche Dif-
ferenz. Im Jahr 2005 lag sie bezogen auf die deutsche
Bevölkerung bei 75,2 %, bezogen auf die nichtdeutsche
Bevölkerung bei rund 67,3 %. Die Anzahl der nicht-
deutschen Erwerbstätigen ist nach einigen Jahren
des Rückgangs im Jahr 2005 wieder gestiegen: Rund
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Grundsätze und Ziele

Die Ausbildung- und Arbeitsmarktchancen von
Migrantinnen und Migranten sollen deutlich
verbessert werden. Berufliche Integration ist
Voraussetzung für gesellschaftliche Integration,
persönliche Entfaltung und ökonomische Ab-
sicherung. Vorhandene Potenziale und Stärken
sollen gefördert werden, Defizite und Hemmnisse
sollen abgebaut werden.

� Durch Information und Beratung sowie spezifische
Qualifizierungsangebote soll der Zugang zu Ausbil-
dung, Arbeit und Weiterbildung erleichtert und
verbessert werden. Dabei ist spezifisches Fachwissen
- insbesondere von Expertinnen und Experten mit
Migrationshintergrund - stärker als bislang mit einzu-
beziehen und die Vermittlung interkultureller Kompe-
tenzen zu forcieren.

� Die Ausbildungschancen junger Migranten und
Migrantinnen sollen nachhaltig verbessert werden.
Dazu gehört die Steigerung des Anteils der Jugend-
lichen mit Migrationshintergrund, die eine duale
Ausbildung ergreifen und erfolgreich abschließen.

� Die Berufsreife und das Berufswahlverhalten sol-
len frühzeitig, auch durch die Beteiligung von Eltern
sowie Multiplikatorinnen und Multiplikatoren, positiv
beeinflusst werden.

� Betriebe von Inhaberinnen und Inhabern mit Migra-
tionshintergrund sollen stärker als bislang für die
Ausbildung gewonnen werden.

� Betriebe deutscher Inhaberinnen und Inhaber sollen
stärker dafür gewonnen werden, die Potenziale jun-
ger Menschen mit Migrationshintergrund zu nutzen
und diese bei der Ausbildungsstellenbesetzung stär-
ker zu berücksichtigen.

� Die spezifische Arbeitslosenquote von Menschen
mit Migrationshintergrund soll spürbar gesenkt wer-
den. Personen mit besonderem Unterstützungsbedarf
(junge Menschen, Geringqualifizierte, Ältere, Frauen
usw.) stehen dabei im Mittelpunkt der Bemühungen.

� Die Existenzgründung und Selbständigkeit von
Menschen mit Migrationshintergrund soll weiter
gestärkt werden.

� Betriebe mit vorbildlichem Einsatz für Chancen-
gleichheit (Diversity Management) sollen öffentlich
ausgezeichnet werden.

� Der Zugang zum öffentlichen Dienst für Menschen
mit Migrationshintergrund soll, soweit rechtlich mög-
lich, durch Abbau von Hindernissen verbessert wer-
den.

131.200 erwerbstätige Menschen mit ausländischer
Staatsangehörigkeit entsprachen einem Anteil von rund
7,3 % an allen Erwerbstätigen; dies ist der höchste An-
teil seit 1995. Die Erwerbsbeteiligung der Menschen
mit Migrationshintergrund liegt deutlich unter der der
Deutschen und ist in den letzten Jahren gesunken.
Dafür ist der Anteil der Ausländerinnen und Ausländer
an den Gewerbeanmeldungen stetig gestiegen.

Menschen mit Migrationshintergrund sind immer noch
mehr als doppelt so stark von Arbeitslosigkeit be-
troffen. Dementsprechend sind ausländische Staatsan-
gehörige nach wie vor überdurchschnittlich in der
Gruppe derjenigen vertreten, die der Unterstützung des
Sozialsystems bedürfen. Sozialversicherungspflichtig
beschäftigte Ausländerinnen und Ausländer arbeiten
größtenteils in Wirtschaftssektoren, die in erheblichem
Maße mit Strukturwandel und Beschäftigungsabbau zu
kämpfen haben. In stabileren Branchen oder den so ge-
nannten Wachstumsbranchen ist die Beschäftigung hin-
gegen eher unterdurchschnittlich. Weitere Ursache für
die schwierige Arbeitsmarktsituation bei Menschen mit
Migrationshintergrund ist das insgesamt geringere for-
male Qualifikationsniveau. Vorhandene Stärken vieler
Migrantinnen und Migranten, wie Sprachkenntnisse,
Mobilität, ein anderes Problemlösungsverhalten oder
Flexibilität, werden immer noch nicht in ausreichendem
Maße anerkannt und genutzt.
Nachdem 2005 das Jahr mit der bislang höchsten Ar-
beitslosenzahl in Rheinland-Pfalz gewesen war und
auch die Quote nichtdeutscher Arbeitsloser den bislang
höchsten Wert erreicht hatte, ist für 2006 generell ein
Rückgang der Arbeitslosigkeit festzustellen. Die
Arbeitslosenzahl der nichtdeutschen Beschäftigten
verringerte sich von 24.818 auf 23.546 und die
Arbeitslosenquote dieser Gruppe fiel von 21,6 % auf
20,0 %, war damit aber weiterhin mehr als doppelt so
hoch wie die Gesamt-Arbeitslosenquote (9,0 %). Die
erheblich größere Betroffenheit von Arbeitslosigkeit bei
nichtdeutschen Erwerbspersonen zeigt sich auch darin,
dass für diese Gruppe der Rückgang der Arbeitslosigkeit
geringer ausfiel als insgesamt, so dass der Anteil der
Nichtdeutschen an allen Arbeitslosen einen neuen
Höchstwert von 14,4 % erreichte - weit mehr als das
Doppelte des Anteils der Nichtdeutschen an den sozial-
versicherungspflichtig Beschäftigten (6,1%).

Darüber hinaus wird die Teilhabe von Migrantinnen und
Migranten am Arbeitsmarkt zusätzlich erschwert, indem
Bildungs- und Berufsabschlüsse nicht ohne weiteres an-
erkannt werden können und die Weiterbildungsbetei-
ligung deutlich unterdurchschnittlich ist.
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� Die berufliche Weiterbildung bedarf einer zielgrup-
pengerechten Gestaltung und eines Ausbaus. Gleich-
zeitig gilt es, besonders auch Klein- und Mittelbe-
triebe zu motivieren und zu unterstützen, dass
Beschäftigte mit Migrationshintergrund bei betrieb-
lichen und überbetrieblichen Weiterbildungsange-
boten entsprechend berücksichtigt werden.

� Der Anteil der Beschäftigten mit Migrationshin-
tergrund soll deutlich gesteigert werden. Ein beson-
derer Fokus soll dabei auf Bereiche gerichtet werden,
in denen Migrantinnen und Migranten als Zielgruppe
und als Kunden von Dienstleistungen eine wichtige
Rolle spielen.

� Das Verfahren zur Anerkennung von im Ausland
erworbenen Bildungs- und Berufsabschlüssen
soll vereinfacht und die Anerkennung vergleichbarer
Abschlüsse erleichtert werden. Um fehlende Teilquali-
fikationen und Abschlüsse zu erreichen, sind Ange-
bote zur nachholenden Qualifizierung für Menschen
mit Migrationshintergrund notwendig.

� Bei der Zulassung zu vielen Berufen gibt es Ein-
schränkungen für Drittstaatsangehörige, auch wenn
die Betreffenden die Ausgangsvoraussetzungen in
Deutschland erworben haben. Diese „Integrations-
hemmnisse” sollen vollständig erfasst werden. Über-
all dort, wo dies möglich ist, werden diese Hürden
abgebaut, um auch in diesen Bereichen eine interkul-
turelle Öffnung zu fördern.

Ansätze und Maßnahmen

Die Unterstützung von Menschen mit Migrationshinter-
grund bei der Integration in den Arbeitsmarkt ist seit
vielen Jahren Gegenstand der Arbeitsmarktpolitik der
Landesregierung. Mit entsprechenden Beschäfti-
gungs- und Qualifizierungsmaßnahmen sind allein
in 2006 mehr als 3.000 Menschen mit Migrations-
hintergrund erreicht worden. Mit der Fortführung
bewährter Ansätze und dem Setzen neuer Akzente -
wie dies zu großen Teilen schon im Jahr 2007 erfolgt ist
- soll die Zahl der in den Maßnahmen erreichten Perso-
nen mit Migrationshintergrund in den nächsten Jahren
deutlich gesteigert werden; mittelfristiges Ziel ist
eine Verdoppelung der Zahl der Teilnehmerinnen
und Teilnehmer.

Die Verbesserung der Ausbildungschancen von
Jugendlichen mit Migrationshintergrund wurde bei der
Fortführung der rheinland-pfälzischen Arbeitsmarktini-
tiative „Neue Chancen: 6000 plus für Jung und Alt”
als eigenständiges Thema neu verankert und damit im
arbeits- und ausbildungsmarktpolitischen Engagement

des Landes im Jahr 2007 nochmals gestärkt.
Orientiert am spezifischen Bedarf und den jeweiligen
Problemlagen (Schulabschluss, Sprache, Berufswahlver-
halten, Zugang zu Ausbildungsmöglichkeiten usw.) wer-
den seitdem zusätzliche Maßnahmen angeboten, und
zwar zur Vermeidung von Schulabbrüchen, zum Nach-
holen von Schulabschlüssen, zur Teilnahme an Qualifi-
zierungskursen, zur Schaffung von Förderansätzen, die
auf einen Beruf hinführen wie „Fit für den Job”, oder
die gezielte Ausbildungsplatzförderung. Diese Maßnah-
men stehen vor allem auch Jugendlichen mit Migra-
tionshintergrund offen.

Um zusätzliche Ausbildungsmöglichkeiten auch für
Jugendliche mit Migrationshintergrund zu schaffen,
werden zukünftig - speziell auf die Belange von Betrie-
ben nichtdeutscher Inhaberinnen und Inhaber ausge-
richtete - Ausbildungsplatzakquisiteure, Projekte wie
JobStarter in Mainz oder das derzeit in der Entwicklung
befindliche Projekt in Ludwigshafen mit einer Gruppe
türkischer Unternehmerinnen und Unternehmer gezielt
versuchen, zusätzliche Ausbildungsplätze in Betrieben
mit Inhaberinnen und Inhabern mit Migrationshinter-
grund zu akquirieren bzw. diejenigen, die noch nie aus-
gebildet haben, für ein Ausbildungsengagement zu
gewinnen und sie dabei zu unterstützen.

Projekte wie das Berufsqualifizierungsnetzwerk (BQN)
und InPact ergänzen dieses Engagement und werben
gezielt für eine stärkere Berücksichtigung junger Men-
schen mit Migrationshintergrund bei der Besetzung vor-
handener Ausbildungsstellen. Das Projekt InPact setzt
dabei vor allem auch auf den Aufbau einer Aktions-
partnerschaft für Ausbildung.

In dem neuen Projekt „Eltern als Ausbildungsbe-
gleiter”, das gemeinsam mit dem Wirtschaftsressort
gefördert wird, werden Maßnahmen ergriffen, um vor
allem auch Jugendliche mit Migrationshintergrund in
der ersten Phase der Ausbildung zu stabilisieren und
Ausbildungsabbrüche zu vermeiden.

Ab dem Jahr 2008 erfolgt die Einrichtung eines
„Migrations-Mentoring-Projekts für junge
Frauen”. Zielsetzung ist es, junge Frauen mit Migra-
tionshintergrund - einschließlich Spätaussiedlerinnen -
frühzeitig für eine Berufsausbildung zu gewinnen, sie
bei der Ausbildungsplatzsuche und in der Ausbildung zu
begleiten und zu unterstützen. Dabei sind bereits im
Vorfeld die Eltern rechtzeitig einzubeziehen, was vor-
aussetzt, dass als Mentorinnen junge Frauen mit Migra-
tionshintergrund gewonnen werden.
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sam mit dem türkischen Generalkonsulat daran gear-
beitet, das Thema duale Ausbildung in den Wissenska-
non von ausländischen Lehrenden und Imamen zu
implementieren. So sollen Informationen über Notwen-
digkeit, Möglichkeit und Vielfalt der beruflichen Ausbil-
dung in Deutschland bei Eltern und Familien von
jungen Migranten und Migrantinnen auch über Vereins-
und Religionsstrukturen u. ä. verbreitert und damit die
Ausbildungschancen der Jugendlichen verbessert
werden.

Ergänzt werden diese Aktivitäten durch neue Impulse
auch für die ausbildungsferneren Jugendlichen
und so genannte Altbewerberinnen und -bewer-
ber mit Migrationshintergrund. Über zusätzliche ge-
meinsame Projekte mit Sportvereinen, Arbeitsmarkt-
trägern, Migrantenorganisationen, Kommunen und der
Wirtschaft, Jugendfreizeitstätten und Fachdiensten wie
z. B. dem Jugendmigrationsdienst sollen die Beschäfti-
gungschancen junger arbeitsloser Menschen mit
Migrationshintergrund weiter gestärkt und verbessert
werden. Hier sollen durch die Implementierung neuer
Projekte ab der zweiten Jahreshälfte 2007 noch ein-
mal zusätzliche Akzente gesetzt werden. Der Projekt-
aufruf hierfür ist schon erfolgt.

Die Förderung der Ausbildungschancen junger
Menschen mit Migrationshintergrund wird weiterhin
ein wesentliches Thema des Ovalen Tisches des Mini-
sterpräsidenten sein. In der für den Sommer geplanten
Neuformulierung der rheinland-pfälzischen Vereinba-
rung zum Nationalen Pakt für Ausbildung soll dieser
Zielgruppe ein noch stärkeres Gewicht gegeben wer-
den.

Neben dem speziellen Engagement zur Verbesserung
der Ausbildungschancen für junge Menschen mit
Migrationshintergrund legt die rheinland-pfälzische
Landesregierung in ihrer Arbeitsmarkt- und Beschäf-
tigungspolitik besonderen Wert auf die Förderung und
Unterstützung von Personen mit Migrationshinter-
grund.

Der Fokus der arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen für
Personen mit Migrationshintergund liegt auf der Über-
windung sprachlicher, qualifikatorischer, formaler wie
auch kultureller Barrieren, die den Zugang zum Arbeits-
markt erschweren. Die arbeitsmarktpolitische Stra-
tegie des Landes orientiert sich an den direkt oder
indirekt migrationsbedingten Lebenslagen und den
daraus resultierenden Problemen beim Zugang zum
Arbeitsmarkt.

Zielsetzung für die derzeit laufende Umsetzungsphase
der Arbeitsmarktinitiative ist es, in allen Förderelemen-
ten den Anteil junger Menschen mit Migrationshinter-
grund spürbar zu erhöhen. Angestrebt wird die
Akquise zusätzlicher Ausbildungsplätze für junge
Menschen mit Migrationshintergrund sowie ein
Anteil der Teilnehmenden an den Maßnahmen von
ca. einem Drittel.

Darüber hinaus soll über spezielle Projekte das derzeit
noch begrenzte Berufswahlspektrum junger Men-
schen mit Migrationshintergrund erweitert und neue
Berufsfelder erschlossen werden.

Das Klinikum der Stadt Ludwigshafen und die Berufs-
bildende Schule der Fachrichtung Gesundheit/Pflege in
Ludwigshafen führen in Zusammenarbeit mit dem
Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Familie
und Frauen und dem Ministerium für Bildung, Wissen-
schaft, Jugend und Kultur in Rheinland-Pfalz ein bisher
bundes- weit einmaliges Vorhaben durch:„Ausbil-
dungsvorbereitung von Jugendlichen mit Migra-
tionshintergrund auf eine qualifizierte Berufsaus-
bildung in der Pflege (AMquiP)”. Das Modell, das
bis 2009 läuft, soll Jugendlichen mit Migrationshinter-
grund mit der entsprechenden Unterstützung eine
Chance für den Einstieg in den Pflegeberuf geben,
damit also für den Pflegeberuf eine neue Zielgruppe er-
schließen, sowie die Kompetenzen von Jugendlichen
mit Migrationshintergrund für alle anderen Jugend-
lichen nutzbar machen.

Darüber hinaus werden bewährte Maßnahmen zur
Verbesserung der beruflichen Orientierung fort-
gesetzt: Das Ada-Lovelace-Projekt, ein landesweit
angelegtes Mentoringprojekt zur Förderung von Schüle-
rinnen und jungen Frauen in naturwissenschaftlich-
technischen Studiengängen und Ausbildungsberufen ist
an allen rheinland-pfälzischen Hochschulen fest veran-
kert; es startet im September 2007 ins zehnte Jahr. Der
Girls´ Day, mit dem Schülerinnen für zukunftsträchtige
Berufe interessiert werden sollen, hat in 2007 einen be-
sonderen Schwerpunkt auf Mädchen mit Migrations-
hintergrund gelegt.

Zusätzliche Akzente werden in der beruflichen Orien-
tierung für junge Menschen mit Migrationshinter-
grund gesetzt, beispielsweise auch über muttersprach-
liche Elternabende oder gezielte Ansprache und Schu-
lung von Multiplikatorinnen und Multiplikatoren und
die stärkere Vernetzung von Schulsozialarbeit, Job-
Füxen und Kompetenzagenturen. Zudem wird gemein-
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Der hohe Anteil von Migrantinnen und Migranten,
die Arbeitslosengeld II beziehen, wird durch spezifi-
sche Maßnahmen für diese Zielgruppe aufgegriffen. Die
Umsetzung erfolgt vor allem im Rahmen der so ge-
nannten regionalen Budgets, in denen jährlich rund 18
Mio. Euro Landes- und ESF-Mittel für Qualifizierungs-
und Beschäftigungsmaßnahmen für Langzeitarbeitslose
bereit gestellt werden. Hier werden die besonders för-
derwürdigen Zielgruppen der Arbeitsmarktpolitik des
Landes gefördert, zu denen auch Personen mit Migra-
tionshintergrund zählen. In deutlich mehr als der Hälfte
der derzeit laufenden 283 Maßnahmen des Regionalen
Budgets sind Menschen mit Migrationshintergrund ver-
treten, wobei 13 Projekte ausschließlich für diese Ziel-
gruppe konzipiert sind. Rund 1.000 Personen mit
Migrationshintergrund werden in den Maßnahmen des
regionalen Budgets derzeit erreicht; diese Zahl soll wei-
ter gesteigert werden.

Unterstützt werden zudem Maßnahmen, die auf den
Ausbau der interkulturellen Kompetenz, die Sensi-
bilisierung für die Beschäftigung von Migran-
tinnen und Migranten sowie auf konkrete Ver-
netzungen und die Etablierung von Kooperations-
formen im Land zielen. Ziel dieser Projekte ist es, die
Partizipationsmöglichkeiten von Migrantinnen und
Migranten im Berufsleben und beim Zugang zum
Arbeitsmarkt sowie ihre berufliche Bildungschancen zu
stärken. Dies erfolgt durch Information und Beratung
sowie durch Weiterbildung und Vernetzung. In diesem
Bereich arbeiten beispielsweise auch die Projekte
Berufsqualifizierungsnetzwerk (BQN), InPact oder
„Handwerk integriert Migranten”. All diese Projekte
fördern gezielt die Potenziale und Stärken von Personen
mit Migrationshintergrund und damit deren Beschäfti-
gungschancen.

Zur Stärkung der Existenzgründung von Menschen
mit Migrationshintergrund ist in Rheinland-Pfalz zudem
die EQUAL Entwicklungspartnerschaft Informations-
und Beratungs-Zentren für Migrantinnen und Migran-
ten (InBeZ) Rhein-Saar-Elbe aktiv. Das Projekt bietet
passgenaue Information, Beratung und Unterstützung
zur Existenzgründung, Intensivierung der Kooperation
mit Migrantenselbstorganisationen, Profiling und Kom-
petenzfeststellung sowie Qualifizierung und Weiterbil-
dung. Auf Initiative des Netzwerkes fand am 21. Juni
2006 eine bundesweite Fachtagung in Mainz statt, an
deren Ende die Unterzeichnung des Mainzer Appells zur
Förderung der Existenzgründung von Migrantinnen und
Migranten stand. Die Unterzeichnenden erarbeiten
praktische Strategien, wie die Existenzgründung durch

z. B. Qualifizierung und Coaching weiter vorangetrieben
und auf Dauer etabliert werden kann. Die Auswertung
wird im Jahr 2007 vorgenommen.

Ein weiterer arbeitsmarktpolitischer Schwerpunkt ist
die Sicherung und Förderung der Frauenerwerbs-
tätigkeit in Rheinland-Pfalz, insbesondere auch der
Mädchen und jungen Frauen mit Migrationshinter-
grund. Dies entspricht nicht nur dem Interesse vieler
Frauen, sondern ist auch vor dem Hintergrund der de-
mografischen Entwicklung ökonomisch bedeutsam.
Aufgrund sozialer, familiärer und struktureller Hinder-
nisfaktoren benötigen Migrantinnen häufig vielfältige
Unterstützung, um sich in der neuen Heimat beruflich
und gesellschaftlich integrieren zu können. Es bedarf
einer gezielten sprachlichen und berufsfachlichen Qua-
lifizierung. Berufsrückkehrerinnen erfahren durch das
„Arbeitsmarktpolitische Programm zur Ein- bzw.
Wiedereingliederung von Frauen in das Erwerbsleben”
bereits besondere Unterstützung. Dieses Programm
sieht auch zielgruppenspezifische Maßnahmen für
Migrantinnen vor. Es ist beabsichtigt, diese Maßnah-
men verstärkt anzubieten. Daneben nehmen auch die
Beratungsstellen „Frau & Beruf” eine wichtige Rolle bei
der Beratung von Migrantinnen in beruflichen Belangen
ein. So werden beispielsweise niedrigschwellige
„Frauentreffs” organisiert, in denen Informationen zu
Arbeitsmöglichkeiten, Sprachkursen in Deutsch und zu
weiteren Kontaktmöglichkeiten angeboten werden.

Die arbeitsmarktpolitischen Aktivitäten für Men-
schen mit Migrationshintergrund werden ver-
knüpft mit den Maßnahmen zum Aufbau neuer
Beschäftigung (Stärkung von Zukunftsbranchen, Initi-
ative Gesundheitswirtschaft), zur besseren Vereinbar-
keit von Familie und Beruf (familienbewusste Arbeits-
welten), Stärkung der Chancengleichheit und sozialen
Sicherung. Diese Verknüpfungen umfassen z. B. auch
ein stärkeres Engagement im Bereich der beruf-
lichen Weiterbildung und der Sprachförderung. Die
Aufstockung der Fördermittel im Weiterbildungsbereich
ist bereits für den Landeshaushalt 2007/2008 verab-
schiedet.

In diesem Kontext zu sehen sind auch Projekte wie das
gemeinsam vom Ministerium für Arbeit, Soziales, Ge-
sundheit, Familie und Frauen und der Deutschen
Rentenversicherung Rheinland-Pfalz initiierte Projekt
„Altersvorsorge Regional in Rheinland-Pfalz”, das
auch die Zielgruppe der Personen mit Migrationshinter-
grund in den Blick nehmen wird. Das Projekt dient der
Information und Aufklärung über Notwendigkeit und
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3.5 Familie - Heimat und Ort der Verständigung

Familien bilden eine starke Ressource. Familien zu
fördern und zu unterstützen, wo sie dies benöti-
gen, bleibt ein Schwerpunkt der Integrations-
politik.

Ausgangslage

Auch für die große Mehrheit der Migrantinnen und
Migranten ist und bleibt die Familie die gewünschte
Lebensform. Sie hat aber für viele Migrantinnen und
Migranten noch eine ganz besondere Bedeutung. Sie ist
Heimat und Schutzraum für sie, Hort der Tradition und
der Verständigung in einer oft noch als Fremde wahrge-
nommenen Umgebung. Sie ist aber zunehmend auch
ein Ort, an dem unterschiedliche Traditionen und
Lebenswirklichkeiten zusammentreffen, unterschied-
liche Auffassungen der Geschlechterrollen, von Partner-
schaft, Erziehung oder Religion. Migrantenfamilien
brauchen auch deshalb eine besondere, auf ihre Bedürf-
nisse zugeschnittene Unterstützung. Dabei ist es wich-
tig, einem einseitig negativen Bild von Familien mit
Migrationshintergrund zu begegnen, mit dem nicht
selten auch die Zuweisung von Schuld oder Versagen
verbunden ist.

Häufiger als deutsche Familien leben sie in benachtei-
ligten Lebenslagen, d.h. auch in Wohnumfeldern mit
geringerer Qualität und Infrastruktur, den so genannten
sozialen Brennpunkten vor allem in den Ballungszen-
tren. Sie besitzen zu einem geringeren Anteil als die
einheimisch-deutsche Bevölkerung Wohneigentum.

Familien mit Migrationshintergrund haben häufiger mit
Vorurteilen zu kämpfen und erfahren Ausgrenzung und
Diskriminierung. Sie finden seltener Zugang zu den
Beratungs- und Bildungsangeboten von Fachstellen und
Bildungszentren. Familien mit Migrationshintergrund
erfahren durch Bildungsinstitutionen, dass die Zukunfts-
chancen ihrer Kinder aufgrund geringerer Sprachkennt-
nisse in Deutsch schlechter sind.

Grundsätze und Ziele

Familien mit Migrationshintergrund soll der
Zugang zu den Angeboten und Ressourcen der
Beratung und Information erleichtert werden.

� Hierzu wird die interkulturelle Öffnung der vorhande-
nen Beratungsangebote angestrebt, insbesondere im
Hinblick auf die Zielgruppe muslimischer Familien.

Möglichkeiten der ergänzenden Altersvorsorge. Hier-
durch soll ein frühzeitiger Ansatz zur Sicherung des Le-
bensstandards im Alter und zur Vermeidung von
Altersarmut entwickelt werden.

22



� Die Inanspruchnahme von Bildungsangeboten durch
Familien mit Migrationshintergrund soll erhöht
werden.

� Familien mit Migrationshintergrund sollen verstärkt
durch aufsuchende Angebote der Familienbildung
und Familienberatung erreicht werden.

� Familien mit Migrationshintergrund sollen verstärkt
Unterstützung in der Wahrnehmung ihrer Aufgaben
hinsichtlich der Versorgung und Betreuung von
Kindern sowie von pflegebedürftigen Angehörigen
erfahren.

� Menschen mit Migrationshintergrund sollen vermehrt
Chancen erhalten, durch Maßnahmen von Stadtent-
wicklung und Quartiersmanagement in einem verbes-
serten Wohnumfeld zu leben.

� Die Qualität von Nachbarschaften und Quartieren
soll durch Einwohnerbeteiligung und Angebote der
bürgerschaftlichen Mitgestaltung verbessert werden.

� Durch die Unterstützung und Förderung der Familien
soll die Situation aller Familienmitglieder verbessert
werden, insbesondere der Kinder, der Frauen und der
älteren Menschen.

� Die bestehenden Hilfsangebote für Opfer von Gewalt
in engen sozialen Beziehungen müssen weiter ausge-
baut und vernetzt werden. Die Hilfeeinrichtungen
sollen sich insbesondere durch den Auf- und Ausbau
interkultureller Kompetenzen noch stärker als bisher
an den Lebensbedingungen und -erfahrungen von
Frauen mit Migrationshintergrund orientieren. Durch
gezielte Kampagnen sollen vermehrt qualifizierte
Frauen mit Migrationshintergrund für die Beratungs-
arbeit im Gewaltbereich gewonnen werden.

� Zur Prävention von Gewalt in engen sozialen Bezie-
hungen sollen Angebote für Frauen mit Migrations-
hintergrund, Integrationskurse, Weiterbildungskurse,
Berufsfindungskurse u.ä. genutzt werden, um kultu-
relle Unterschiede und die sich daraus möglicher-
weise ergebenden Konflikte zu besprechen und um
die Frauen damit auch zur Reflexion ihres Rollen- und
Erziehungsverständnisses anzuregen.

� Für Frauen und Mädchen, die unter traditioneller
patriarchalischer Erziehung oder traditionellen Ge-
pflogenheiten in der Herkunftsfamilie leiden und die
sich entscheiden, ihre Familie zu verlassen, ist es ein
besonderes Problem, wenn sie keinen gesicherten
Aufenthaltsstatus besitzen. In diesen Fällen werden
die rechtlichen Möglichkeiten ausgeschöpft.

Ansätze und Maßnahmen

Familienfördernde Angebote werden konsequent
auf Familien mit Migrationshintergrund erweitert.
Fachkräfte in diesem Bereich werden aufgefordert
und dabei unterstützt, interkulturelle Kompetenz
zu erwerben.

Die Initiative „Viva Familia” des Ministeriums für
Arbeit, Soziales, Gesundheit, Familie und Frauen verfügt
über vielfältige Erfahrungen in der Unterstützung von
Familien mit Kindern oder pflegebedürftigen Angehöri-
gen, besonders auch bei der Förderung einer besseren
Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Die Maßnahmen
der Initiative sollen auf die Zielgruppe der Familien mit
Migrationshintergrund erweitert werden. Im Viva-Fami-
lia-Projekt „Hebammen beraten Familien” zur Stär-
kung der Familienkompetenz rund um die Geburt
sollen Hebammen vermehrt familienbezogene Bera-
tungs- und Vermittlungshilfe auch vor dem kulturellen
und religiösen Hintergrund der Familien leisten.

Die Landesregierung unterstreicht ausdrücklich das
Anliegen der rheinland-pfälzischen Familienbildungs-
stätten, sich in der Integration von Familien mit
Migrationshintergrund zu engagieren. Neben themen-
orientierten Angeboten zur Begegnung, Kommunika-
tion, Sprach- und Berufsförderung und Stärkung der
Alltagskompetenzen für zugewanderte Familien in
Kindertagesstätten und Schulen, wollen sie verstärkt
regionale Netzwerke für Familienbildung initiieren.
Dadurch sollen Beratungs- und Bildungsangebote all-
tagsnah an die Orte gebracht werden, welche von den
Familien ohnehin aufgesucht werden, z. B. die Fach-
dienste für Migration und Integration der Wohlfahrts-
verbände.

Diese Zielgruppe soll als ehrenamtliche Initiative in
die Arbeit von Familienzentren integriert werden mit
der Absicht, ihre interkulturellen Potenziale verstärkt in
das gesellschaftliche Miteinander unterschiedlicher
Kulturen einzubringen. Die Landesregierung strebt in
Kooperation mit den Familienzentren und den Familien-
bildungsstätten die Entwicklung von Ansätzen bis hin
zu Zielvereinbarungen an, die dazu beitragen, die Ziel-
gruppe der Familien mit Migrationshintergrund besser
zu erreichen und derzeit noch bestehende Zugangsbar-
rieren abzubauen.

Ausgehend von den positiven Erfahrungen mit dem
Familienpflegeratgeber des Ministeriums für Arbeit,
Soziales, Gesundheit, Familie und Frauen wird für rele-
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Familien sich auch an der Gestaltung ihres Umfelds
beteiligen können.

Die Erfahrungen, die bisher in den Spätaussiedlerpro-
jekten zur Förderung des bürgerschaftlichen Engage-
ments insbesondere von Jugendlichen gesammelt
wurden, sollen auf die übrige Bevölkerung mit Migra-
tionshintergrund ausgeweitet werden.

Die Landesregierung verfolgt das Ziel, zusammen mit
den Kommunen Ansätze zu erarbeiten, um eine solide
Grundlage für die gemeinschaftliche Gestaltung
des Wohnumfelds zu schaffen.

vante Zielgruppen (Regeldienste wie Beratungs- und
Koordinierungsstellen für Pflege, Familienberatungs-
stellen, Familienbildungsstätten und andere Einrichtun-
gen) ein interkulturelles Begleitheft zu diesem Ratgeber
erstellt.

Der Schutz von Frauen mit Migrationshintergrund vor
häuslicher Gewalt ist auch Anliegen des Rheinland-
Pfälzischen Interventionsprojekts gegen Gewalt in
engen sozialen Beziehungen (RIGG). Für Frauen und
Mädchen mit Migrationshintergrund kann es aus recht-
lichen wie sozialen Gründen schwierig sein, sich gegen
Gewalt zu wehren. Ein unsicherer Aufenthaltsstatus,
Probleme mit der deutschen Sprache und daraus resul-
tierende Informationsdefizite sowie Diskriminierungser-
fahrungen können den Weg aus der Gewalt
erschweren. Mehr noch als deutsche Frauen in ver-
gleichbarer Situation sind Migrantinnen daher auf be-
gleitende Unterstützung und Beratung angewiesen.

Vor diesem Hintergrund haben sich die seit 2003 in
Rheinland-Pfalz Zug um Zug eingerichteten Interven-
tionsstellen sehr bewährt. Diese Hilfseinrichtungen für
Opfer von Beziehungsgewalt arbeiten nach einem pro-
aktiven Ansatz und nehmen im Anschluss an einen Poli-
zeiansatz mit den Gewaltopfern Kontakt auf. Dadurch
gelingt es zunehmend, auch Frauen mit Migrationshin-
tergrund zu erreichen, die ansonsten keinen Zugang
zum Hilfesystem gefunden hätten.

Weiterhin unterstützt die Landesregierung die Frauen-
häuser, Frauenhausberatungsstellen, Frauennot-
rufe und Interventionsstellen dabei, ihre Angebote
auf die Bedürfnisse der Frauen mit Migrationshinter-
grund zuzuschneiden und insbesondere durch die Über-
setzung von Informationsmaterialien Sprachbarrieren
abzubauen. Einzelne Einrichtungen beschäftigen bereits
Beraterinnen mit Migrationshintergrund. Wie die bis-
herigen Erfahrungen gezeigt haben, ermutigen deren
interkulturelle Kompetenz und Sprachkenntnisse ge-
waltbetroffene Frauen aus den entsprechenden Her-
kunftsländern, das Hilfsangebot zu nutzen.

Die im Rahmen des bundesweiten Programms Soziale
Stadt gewonnenen Erfahrungen sollen gezielt aufge-
griffen werden. Dabei sollen vor allem die Ansätze der
Bürgerbeteiligung und die Mitgestaltung im Rah-
men ehrenamtlichen Engagements Berücksichti-
gung finden. Die Landesregierung fördert außerdem
das Mainzer Neustadt-Projekt, das für Menschen mit
Migrationshintergrund jeden Alters ein vielfältiges
Angebot vorhält und dazu beiträgt, dass sie und ihre
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3.6 Gesundheit - Wert an sich

Die Teilhabe an und Nutzung von Angeboten im
Gesundheitsbereich soll für Menschen mit Migra-
tionshintergrund verbessert werden.

Ausgangslage

Die Spezifik des deutschen Gesundheitssystems richtet
sich nach den Grundsätzen der Krankenversicherungs-
pflicht und der Inanspruchnahme der entsprechenden
kassenfinanzierten Leistungen und unterscheidet nicht
nach Staatsangehörigkeit oder ethnischer Herkunft.
Somit gilt, dass alle Leistungen der Gesundheitsversor-
gung gemäß geltender Rechtslage und vorhandenen
Regelungen für alle Versicherten unabhängig von ihrer
Herkunft offen stehen. Dennoch darf nicht übersehen
werden, dass es nach wie vor Verbesserungsbedarf in
der Umsetzung des Gesetzes gibt.

So haben Menschen mit Migrationshintergrund
geringere Chancen der gleichberechtigten Teil-
habe an den Angeboten der Gesundheitsvorsorge
und der Gesundheitsversorgung und müssen hö-
here Zugangsbarrieren überwinden. Dazu gehören
Verständigungsschwierigkeiten in Deutsch bei Beratung
und Therapie einerseits und die noch nicht überall vor-
handene interkulturelle Kompetenz des Fachpersonals
andererseits.

Viele ältere ausländische Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer sind nach Angaben des Sechsten Fami-
lienberichts der Bundesregierung wegen besonderer
Belastungen durch jahrelange körperliche Arbeit oft-
mals früher auf Pflege angewiesen.

Grundsätze und Ziele

Die Zugänge zum System der gesundheitlichen
und der psychosozialen Versorgung sollen für
Menschen mit Migrationshintergrund stärker
geöffnet werden.

� Menschen mit Migrationshintergrund sollen zukünf-
tig bessere Angebote der Information erhalten.

� Alle Projekte und Maßnahmen zum Thema „Kultur-
sensible Pflege in Rheinland-Pfalz” haben das ge-
meinsame Ziel, Zugangsbarrieren zu den Diensten der
Regelversorgung zu beseitigen und das gegenseitige
Verständnis der sozialen und kulturellen Wirklichkeit
zu unterstützen.

� In allen Bereichen müssen praktische Fähigkeiten
gefördert und eingefordert werden, die auf den täg-
lichen Umgang mit wechselseitig fremden Erwartun-
gen und Erfahrungen im Pflegealltag vorbereiten. Von
einer Pflegestruktur, die kultursensibel ausgerichtet
ist und auch kulturelle Bedürfnisse berücksichtigt,
profitieren alle: Menschen mit Migrationshintergrund,
Einheimische, Angehörige und Pflegekräfte.

� Hintergrundwissen über verschiedene Kulturen ist
eine wichtige Voraussetzung für das Verständnis von
Menschen, die nicht in unserem Land geboren und
aufgewachsen sind.

� Kultursensible Pflege definiert sich wie jede andere
professionelle Pflege über die individuelle und bio-
graphiebezogene Zusammenarbeit zwischen dem
Menschen, der gepflegt werden möchte, seinen Ange-
hörigen und den Pflegekräften.

� Pflege und Betreuung im familiären Umfeld, die nach
wie vor mehrheitlich von Frauen geleistet wird, dabei
aber das ganze jeweilige Familiensystem betrifft, soll
verbesserte Unterstützung erfahren. Zugleich sollen
weitere Formen der Pflege außerhalb von Institutio-
nen unterstützt und gefördert werden.

� Die psychosoziale Versorgung von Menschen mit
Migrationshintergrund soll verbessert werden. Dabei
soll besondere Aufmerksamkeit auf die Thematik ge-
lenkt werden, dass bei der Erbringung von Leistungen
im Gesundheitssystem durch die Nichtunterscheidung
nach ethnischer Herkunft und Sprache auch Benach-
teiligungen entstehen können.

Ansätze und Maßnahmen

Die Landesregierung setzt sich dafür ein, dass vor-
handene Barrieren im Zugang zu den Angeboten
des Gesundheitssystems abgebaut werden. Die
Landesregierung wird die begonnene interkultu-
relle Öffnung bereits laufender Projekte und
Initiativen im Bereich Gesundheit und Pflege
vorantreiben und mit den beteiligten Koopera-
tionspartnerinnen und -partnern entsprechende
Lösungsansätze für die Umsetzung entwickeln.

Der Zugang zu den Angeboten soll durch eine
umfassende Beratung gesichert werden. Als erster
Ansprechpartner stehen die Migrationsfachdienste zur
Verfügung. Darüber hinaus wurde mit den 135 Bera-
tungs- und Koordinierungsstellen (BeKos) ein niedrig-
schwelliges, flächendeckendes und bundesweit ein-
maliges Beratungs- und Unterstützungsangebot von
Rat und Hilfe suchenden pflegebedürftigen Menschen
und ihren Angehörigen geschaffen.

25



Nach dem Abschluss des Modellprojekts BACI (2004)
wurden Angebote zum Austausch unter Fachkräften
der Altenhilfe und Altenpflege entwickelt, die - unter
Einbeziehung der Beratungs- und Koordinierungsstellen
in Rheinland-Pfalz - fortgesetzt und flächendeckend an-
geboten werden sollen. Insbesondere für die Zielgruppe
der älteren Menschen mit Migrationshintergrund wer-
den die bestehenden Angebote im Jahr 2007 auch auf
russisch sprechende Migrantinnen und Migranten aus-
geweitet.

Vorhandene frauenspezifische Angebote, wie etwa
„BRUSTlife”, sollen im Hinblick auf die Zielgruppe der
Frauen mit Migrationshintergrund erweitert und inter-
kulturell geöffnet werden.

Zur Unterstützung der Fachkräfte wird eine Informa-
tionsbroschüre zum Thema „Kultursensible Pflege” für
Schülerinnen und Schüler in der Altenpflege und für
Pflegekräfte zur Verfügung gestellt.

Nach der Auftaktveranstaltung zur Bundeskampagne
für eine kultursensible Pflege wurde in Rheinland-Pfalz
der Runde Tisch zur kultursensiblen Altenpflege
gegründet. Diese Kooperation ermöglicht die Ent-
wicklung der Grundlagen für strukturelle Verbesserun-
gen hin zur interkulturellen Öffnung.

Weitergeführt wird die Elternschule, die die Gesund-
heitsförderung in den Blick nimmt und sich an Eltern
sowie an Fachkräfte in Kindertagesstätten und an
Multiplikatorinnen und Multiplikatoren richtet. Hierbei
sollen Menschen mit Migrationshintergrund stärker be-
rücksichtigt werden, insbesondere bei der Erarbeitung
von Handreichungen für Eltern sowie Erzieherin-
nen und Erzieher.

Im Rahmen des bundesweiten Kooperationsverbundes
der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung zum
Thema „Gesundheitsförderung bei sozial Benachteilig-
ten” hat die Landeszentrale zur Gesundheitsförderung
Rheinland-Pfalz e. V. die Geschäftsführung des Regiona-
len Knotens im Netzwerk gegen Kinderarmut in Rhein-
land-Pfalz inne und verfolgt das Ziel, Aktivitäten für
mehr Gesundheitschancen armer Kindern und so-
zial benachteiligter Familien durch Wissenstransfer
zu unterstützen. In diesem Kontext soll das Augenmerk
verstärkt auch auf Menschen mit Migrationshinter-
grund gerichtet werden.

In Fortsetzung bisheriger Maßnahmen und dem Beispiel
der Information zur Darmkrebsprävention folgend, wer-
den bei Bedarf Informationsmaterialien in die Her-
kunftssprachen der größten Personengruppen mit
Migrationshintergrund übersetzt. Die Thematik der
Sprachmittlung soll verstärkt auch für die Gesundheits-
versorgung in Kliniken und sonstigen Institutionen
aufgegriffen werden. Im Bereich der psychosozialen
Versorgung sollen begonnene Kooperationen fortge-
setzt werden, um über eine Sensibilisierung von Ange-
hörigen der verschiedenen Professionen, Institutionen
und Berufsverbände zu einer Verbesserung der Ange-
bote zu gelangen.

Ausgehend von Erfahrungen aus Projekten, die der
Gesundheitsförderung bei Menschen mit Migra-
tionshintergrund sowie der Aufklärung und Verbesse-
rung der Nutzung von vorhandenen Infrastrukturen und
Angeboten dienen, soll darauf hingewirkt werden, dass
mehr muttersprachliche Angebote zur Verfügung
stehen. Richtungweisende Beispiele sind die „Gesund-
heitsteams vor Ort” (Trägerschaft in Mainz Caritasver-
band, in Trier Wohnungsgenossenschaft am Beutelweg
eG) und „MiMi” (Mit Migranten für Migranten - Träger-
schaft DRK). Dies steht nicht im Gegensatz zu der An-
forderung an Menschen mit Migrationshintergrund, die
deutsche Sprache zu erlernen, sondern ermöglicht im
Bedarfsfall die Inanspruchnahme von Unterstützungs-
angeboten, auch wenn diese Anforderung noch nicht
erfüllt ist.

In der Initiative „Menschen pflegen” wird der Pro-
zess der interkulturellen Öffnung in Gang gesetzt. Dazu
werden die Leitsätze und die Steuerungsinstrumente
der Initiative im Hinblick auf die Zielgruppe der Men-
schen mit Migrationshintergrund erweitert.

Das am 1. Januar 2006 in Kraft getretene Landesge-
setz zur Sicherstellung und Weiterentwicklung der
pflegerischen Angebotsstruktur (LPflegeASG) ver-
folgt das Ziel, eine leistungsfähige und wirtschaftliche
Angebotsstruktur und deren bedarfsgerechte Weiter-
entwicklung sicher zu stellen. Dieses Gesetz enthält
Grundsätze pflegerischer Versorgung und Strukturvor-
gaben. Unter anderem soll im Rahmen der Leistungser-
bringung den unterschiedlichen kulturspezifischen
Bedürfnissen von pflegebedürftigen Menschen ange-
messen Rechnung getragen werden. Die Verankerung
dieses Grundsatzes im LPflegeASG hebt den Stellen-
wert der kultursensiblen Pflege in Rheinland-Pfalz her-
vor.
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3.7 Religion - Toleranz und Dialog

Die Ausgestaltung religiösen Lebens ist im Rahmen der
geltenden Gesetze den Religionsgemeinschaften in die
Verantwortung gegeben. Damit sind Grenzen der poli-
tischen Gestaltbarkeit gezogen, die es zu respektieren
gilt. Aufgabe staatlichen bzw. politischen Handelns
kann es daher in diesem Kontext nur sein, den interkul-
turellen Dialog zu ermöglichen und zu fördern, den
interreligiösen Dialog aber den Religionsgemeinschaf-
ten zu überlassen.

Ausgangslage

Die Zuwanderung hat auch die religiöse Vielfalt
erheblich erweitert. So leben in Rheinland-Pfalz
schätzungsweise 100.000 Menschen, die dem islami-
schen Glauben oder dem islamischen Kulturkreis ange-
hören. Damit ist der Islam nach den beiden christlichen
Konfessionen vor dem Judentum die drittstärkste Reli-
gion in Rheinland-Pfalz. Dabei beinhaltet der Islam eine
Vielfalt an Glaubensrichtungen und Traditionen: in
Rheinland-Pfalz existieren circa 80 Moscheen und Ge-
betsräume, die von unterschiedlichen muslimischen Ver-
einen getragen werden.

Grundsätze und Ziele

Rheinland-Pfalz erkennt unterschiedliche Religio-
nen als Bereicherung der Gesellschaft an und
fördert die kulturelle Vielfalt.

� Rheinland-Pfalz schützt die Religionsfreiheit und setzt
sich für die Anerkennung und Gleichbehandlung
unterschiedlicher Religionen unter Beachtung der
verfassungsrechtlichen Vorgaben ein. Dies trägt auch
dazu bei, Konflikte zu entschärfen und die Bekämp-
fung von religiös motivierter Gewalt und Extre-
mismus zu erleichtern.

� Verbindender und verbindlicher Rahmen aller Men-
schen und ihrer unterschiedlichen Religionen in
Deutschland ist die Verfassung. Zu der Werte-Ord-
nung der Verfassung gehören Toleranz, Freiheit der
Religion, Weltanschauung, die Meinungsfreiheit
sowie das Verbot von Diskriminierung. Im verfas-
sungsrechtlichen Rahmen sind alle Menschen, die
nach Rheinland-Pfalz zugewandert sind, eingeladen,
ihr religiöses Erbe und Selbstverständnis zu bewah-
ren, fortzuentwickeln und auf diese Weise das Land
zu bereichern.

Ansätze und Maßnahmen

Den interreligiösen Dialog zu führen ist Aufgabe
der Religionsgemeinschaften. Die Landesregie-
rung begrüßt diesen Dialog. Sie setzt sich ein für
eine sachliche Diskussion über die Religionen in
der Öffentlichkeit und für die gebotene Toleranz
gegenüber den Religionen. Informationen und das
Gespräch miteinander sind der geeignete Weg für
gegenseitiges Verständnis und Anerkennung.

Der Islamunterricht unter deutscher Schulaufsicht
an der Grundschule Ludwigshafen-Pfingstweide ist ein
erster Schritt auf dem Weg zur Einrichtung eines Unter-
richtsangebotes für Schülerinnen und Schüler muslimi-
schen Glaubens. Die Landesregierung prüft, inwieweit
in Kooperation mit entsprechenden Vereinen, die die
muslimischen Eltern in ihrer Vielfalt repräsentieren, das
Unterrichtsangebot entwickelt werden kann. Dies ist
ein weiterer wichtiger Baustein zur Integration von
Menschen muslimischen Glaubens in unsere Gesell-
schaft.

Die Landesregierung prüft, wie Möglichkeiten zur
Ausbildung von islamischen Religionslehrkräften
geschaffen werden können.

Soweit vor Ort möglich, soll islamischen Bestattungs-
ritualen Rechnung getragen werden.

Die Landesregierung wird die Arbeit des Islamforums in
Rheinland-Pfalz weiter unterstützen.

Die Landesregierung leistet einen Beitrag zum Abbau
von Vorurteilen und zur Versachlichung der Themen
wie Islam und Muslime, z. B. durch Informations-
broschüren der Beauftragten der Landesregierung für
Migration und Integration wie „Wir von der 4a” und
„Vorurteile”, die auch in Schulen eingesetzt werden.
Die Information und Aufklärung, insbesondere zum
Islam, wird - selbstverständlich unter Beibehaltung der
für den Staat gebotenen religiösen Neutralität - weiter
ausgebaut.
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lungen und Orchester mit den verschiedenen Kulturen
auseinander und präsentieren Künstlerinnen und Künst-
ler mit Migrationshintergrund und ihre Werke. Insbe-
sondere die Begegnung sowie gemeinsame Veranstal-
tungen und Aktionen von Künstlerinnen und Künstlern
aus verschiedenen Kulturen werden von der Landesre-
gierung gezielt unterstützt.

Die Förderung des Lesens und der Lesekompetenz
wird als wichtiges Mittel der Integration ausgebaut.
Rheinland-Pfalz unterstützt die Bemühungen, dass in
Schulbibliotheken und in öffentlichen Bibliotheken das
Thema Migration und Integration, kulturelle Vielfalt und
Mehrsprachigkeit zu einem Schwerpunkt bei der An-
schaffung von Büchern wird. Es setzt sich für die Errich-
tung eines Sammlungsschwerpunktes Migration am
Landesbibliothekszentrum Rheinland-Pfalz und eines
virtuellen Migrationsmuseums Rheinland-Pfalz ein.
Öffentliche Bibliotheken sind aufgefordert, der Migra-
tion bei der Weiterentwicklung ihres Bestandes Rech-
nung zu tragen und verstärkt um insbesondere Kinder
und Jugendliche mit Migrationshintergrund als Nutzer
zu werben.

3.8 Kultur und kulturelle Identität - Chance für
das Miteinander

Rheinland-Pfalz ist seit jeher ein Land der kultu-
rellen Vielfalt. Die kulturelle und gesellschaftliche
Differenzierung nimmt durch die Migration weiter
zu. Unterschiedliche Kulturen und Lebensformen berei-
chern die Gesellschaft. Sich mit ihnen auseinanderzu-
setzen trägt auch dazu bei, Menschen unterschiedlicher
Herkunft in der globalisierten Welt offen zu begegnen.
Gleichzeitig ist der Umgang mit kulturellen Unterschie-
den eine Herausforderung an die gesamte Gesellschaft
und keineswegs stets frei von Konflikten.

Die Landesregierung unterstützt und fördert wei-
terhin den Dialog der Kulturen, beginnend mit
interkultureller Erziehung und Begegnung bereits
in Kindergärten und Schulen.

Insgesamt leisten Kunst und Kultur in Rheinland-
Pfalz wichtige Beiträge zur Verständigung und be-
reichern das Zusammenleben in Rheinland-Pfalz.
Die Landesregierung fördert bereits seit langem zahl-
reiche Projekte und Maßnahmen, die zur kulturellen
Vielfalt und zur Anerkennung zugewanderter Kulturen
beitragen. Dazu gehören unter anderem Theater- und
Filmprojekte, interkulturelle Musikveranstaltungen, Aus-
stellungen, Literaturveranstaltungen, darunter viele, die
auf ehrenamtlichem Engagement beruhen.

Grundsätze und Ziele

� Die Landesregierung will mit ihrer Förderung von
Kunst und Kultur erreichen, dass Menschen jedweder
Herkunft die Chance haben, sich mit den Mitteln der
Kunst auszudrücken und sich mit verschiedenen
Formen künstlerischen Schaffens auseinander zu
setzen.

� Das Land setzt auf Kooperationen zwischen kultu-
rellen Institutionen und Szenen und verschiedenen
Bevölkerungsgruppen, um das kulturelles Netzwerk
zu stärken und auszubauen.

Ansätze und Maßnahmen

Die Förderung der kulturellen Aktivitäten und der
interkulturellen Vernetzung wird weitergeführt mit
dem Ziel, zu mehr Verständigung, Aufklärung, Dia-
log und interkultureller Begegnung sowie zur
Bewahrung der jeweiligen kulturellen Identität
und damit zum Erhalt der kulturellen Vielfalt beizu-
tragen. Auch zukünftig setzen sich Museen, Ausstel-
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Die Landesregierung strebt gemeinsam mit dem
Landesbeirat für Migration und Integration und in Fort-
setzung bewährter Kooperation mit den jeweiligen
Partnerinnen und Partnern unter Wahrung ihrer jewei-
ligen Autonomie die Planung gemeinsamer Hand-
lungsansätze und Zielvereinbarungen an. In regel-
mäßigen Abständen soll die Umsetzung der im Rahmen
dieses Konzepts getroffenen Festlegungen überprüft
werden.

Vorschläge zur Umsetzung
Die Landesregierung schlägt vor, aus dem Landesbeirat
für Migration und Integration heraus Verhandlungs-
gruppen zu den Handlungsfeldern der Integrationspoli-
tik zu bilden, die um zusätzliche Expertinnen und
Experten aus der Praxis und aus den jeweils betroffe-
nen Institutionen erweitert werden können. Die unten
aufgeführten Ausführungen zu den möglichen Themen-
feldern und Beteiligten sind dabei als offene Aufzählun-
gen zu verstehen, die erweitert werden können. Dabei
soll grundsätzlich auf eine kulturell vielfältige und
geschlechtsspezifisch ausgewogene Zusammensetzung
der Gruppen geachtet werden. Aufgabe der Verhand-
lungsgruppen ist die Diskussion von konkreten Hand-
lungsansätzen und die Entwicklung von Zielverein-
barungen zu deren Umsetzung. Diese Zielvereinbarun-
gen sollen dem Landesbeirat für Migration und Integra-
tion zur Diskussion und Verabschiedung vorgelegt
werden.

Für die Handlungsfelder werden die folgenden
Anregungen unterbreitet, die durch die Verhand-
lungsgruppen eigenständig fokussiert oder
erweitert werden können:

� Handlungsfeld interkulturelle Kompetenz und
interkulturelle Öffnung
Themen: Organisationsentwicklung zur interkulturel-
len Öffnung, Fortbildung zur interkulturellen Kompe-
tenz, Verbesserung der Infrastruktur zur Integration
vor Ort, Ausbildungsreformen.
Beteiligte: Ministerium des Innern und für Sport,
Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Familie
und Frauen, Ministerium für Bildung, Wissenschaft,
Jugend und Kultur, Wohlfahrtsverbände, Nichtregie-
rungsorganisationen, Bildungsseinrichtungen, Beauf-
tragte der Landesregierung für Migration und
Integration.

� Handlungsfeld Partizipation
Thema: Weiterentwicklung der gemeinsamen kom-
munalen Integrationspolitik unter Einbindung der
reformierten Beiräte.
Beteiligte: Kommunale Spitzenverbände, Arbeitsge-
meinschaft der Ausländerbeiräte Rheinland-Pfalz,
Ministerium des Innern und für Sport, Ministerium für
Arbeit, Soziales, Gesundheit, Familie und Frauen,
Beauftragte der Landesregierung für Migration und
Integration.
Weitere Themen: Abbau von Zugangsbarrieren, För-
derung kultureller Vielfalt, Diskriminierung, Beratung.
Beteiligte: Ministerium des Innern und für Sport,
Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Familie
und Frauen, Parteien, Gewerkschaften, Berufsver-
bände, Kommunen, die Landesvereinigung Unterneh-
merverbände Rheinland-Pfalz, Nichtregierungsorgani-
sationen, Wohlfahrtsverbände, Beauftragte der Lan-
desregierung für Migration und Integration.

� Handlungsfeld Bildung
Themen: Vereinbarungen über die interkulturelle
Öffnung der Angebote, gezielte Ansprache der
Migrantenzielgruppen, Multiplikatorenschulungen,
Bildungsberatung.
Beteiligte: Ministerium für Bildung, Wissenschaft,
Jugend und Kultur, Fort- und Weiterbildungsträger,
Volkshochschulverband, Elternvertretungen, Nicht-
regierungsorganisationen, Wohlfahrtsverbände,
Beauftragte der Landesregierung für Migration und
Integration.

� Handlungsfeld Berufsausbildung und
Arbeitsmarkt
Themen: Maßnahmen hinsichtlich Ausbildungsbetei-
ligung und Ausbildungsreife, Information und Bera-
tung, Ausbildungspatenschaften, Mentoring-Ansätze,
Arbeitsmarkt, Förderung kultureller Vielfalt, Zugang
zu Beschäftigung.
Beteiligte: Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Land-
wirtschaft und Weinbau, Ministerium für Arbeit,
Soziales, Gesundheit, Familie und Frauen, die Landes-
vereinigung Unternehmerverbände Rheinland-Pfalz,
Gewerkschaften, Bundesagentur für Arbeit, Arbeitsge-
meinschaften der Bundesagentur für Arbeit und der
Kommunen sowie optierende Kommunen, Wohl-
fahrtsverbände, Elternvertretungen, Projektträger,
Nichtregierungsorganisationen, Beauftragte der
Landesregierung für Migration und Integration.

4 Ausblick und Perspektiven
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� Handlungsfeld Familie
Themen: Interkulturelle Öffnung der Angebote,
Abbau von Zugangsbarrieren, Öffnung der Angebote
hin zum Sozialraum, Gestaltung des Wohnumfelds,
Stadtteilarbeit.
Beteiligte: Ministerium für Arbeit, Soziales Gesund-
heit, Familie und Frauen, Familienzentren und Fami-
lienbildungsstätten, Kommunen, Wohlfahrtsverbände,
Nichtregierungsorganisationen, Beauftragte der Lan-
desregierung für Migration und Integration.

� Handlungsfeld Gesundheit
Themen: Sprachmittlung im Gesundheitswesen,
psychosoziale Versorgung, Beratung und Information,
Pflege.
Beteiligte: Ministerium für Arbeit, Soziales Gesund-
heit, Familie und Frauen, Landeszentrale zur Ge-
sundheitsförderung, Öffentlicher Gesundheitsdienst,
Kliniken, Ärztekammern, Krankenkassen, Kassenärzt-
liche Vereinigung, Nichtregierungsorganisationen,
Wohlfahrtsverbände, Pflegeverbände, Krankenhaus-
gesellschaft, Zentrum für selbstbestimmtes Leben,
Beauftragte der Landesregierung für Migration und
Integration.

� Handlungsfeld Religion
Themen: Rahmenbedingungen des interreligiösen
Dialogs, Ausbildung von Religionslehrkräften, Reli-
gionsunterricht (aus aktuellen Gründen insbesondere
Islam).
Beteiligte: Ministerium für Bildung, Wissenschaft,
Jugend und Kultur, Religionsgemeinschaften, Eltern-
vertretungen, Selbstorganisationen, Beauftragte der
Landesregierung für Migration und Integration.

� Handlungsfeld Kultur und kulturelle Identität
Themen: interkulturelle Begegnung, interkultureller
Dialog, Kulturarbeit.
Beteiligte: Ministerium für Bildung, Wissenschaft,
Jugend und Kultur, Kommunen, Nichtregierungsorga-
nisationen, Wohlfahrtsverbände, Museen, Bibliothe-
ken, Beauftragte der Landesregierung für Migration
und Integration.
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Diese Druckschrift wird im Rahmen der Öffentlichkeits-
arbeit der Landesregierung Rheinland-Pfalz heraus-
gegeben. Sie darf weder von Parteien noch Wahlbewer-
berinnen und -bewerbern oder Wahlhelferinnen und
-helfern im Zeitraum von sechs Monaten vor einer Wahl
zum Zweck der Wahlwerbung verwendet werden. Dies
gilt für Kommunal-, Landtags-, Bundestags- und Euro-
pawahlen. Missbräuchlich ist während dieser Zeit ins-
besondere die Verteilung auf Wahlveranstaltungen, an
Informationsständen der Parteien sowie das Einlegen,
Aufdrucken und Aufkleben parteipolitischer Informa-
tionen oder Werbemittel. Untersagt ist gleichfalls die
Weitergabe an Dritte zum Zwecke der Wahlwerbung.
Auch ohne zeitlichen Bezug zu einer bevorstehenden
Wahl darf die Druckschrift nicht in einer Weise verwen-
det werden, die als Parteinahme der Landesregierung
zu Gunsten einzelner politischer Gruppen verstanden
werden könnte. Den Parteien ist es gestattet, die
Druckschrift zur Unterrichtung ihrer eigenen Mitglieder
zu verwenden.
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